
STOP 



Early Journal Content on JSTOR, Free to Anyone in the World 

This article is one of nearly 500,000 scholarly works digitized and made freely available to everyone in 
the world by JSTOR. 

Known as the Early Journal Content, this set of works include research articles, news, letters, and other 
writings published in more than 200 of the oldest leading academic Journals. The works date from the 
mid-seventeenth to the early twentieth centuries. 

We encourage people to read and share the Early Journal Content openly and to teil others that this 
resource exists. People may post this content online or redistribute in any way for non-commercial 
purposes. 

Read more about Early Journal Content at http://about.jstor.org/participate-jstor/individuals/early- 
journal-content . 



JSTOR is a digital library of academic Journals, books, and primary source objects. JSTOR helps people 
discover, use, and build upon a wide ränge of content through a powerful research and teaching 
platform, and preserves this content for future generations. JSTOR is part of ITHAKA, a not-for-profit 
Organization that also includes Ithaka S+R and Portico. For more Information about JSTOR, please 
contact support@jstor.org. 



I. Abhandlungen. 



Der Patentschutz und die deutsche Patentgesetzgebung. 



Von Dr. Arwed Emminghaus in Weimar. 



I. Theil. 
Bedenken gegen den Patentschutz. 

Einleitung. 

§• 1. 
Unter den den freien Verkehr in Handel und Gewerben 
beschränkenden Instituten, welche aus den Zeiten des Bevor- 
mündungssystemes uns überkommen sind , ist das Institut der 
Erfindungspatente das am allgemeinsten verbreitete, und, selbst 
in unserer, gcweibsfreiheitlichen Tendenzen so allgemein huldi- 
genden Zeit, fast am wenigsten angefochtene. 

Weit entfernt, die Patentgesetze überhaupt aus den Gesetz- 
büchern, die Patentverwallung aus den Funktionsregistern der 
Verwaltungsbehörden zu streichen, hat man vielmehr in neuerer 
Zeit in vielen Staaten der gebildeten Welt die alteren Patentge- 
setze durch neue, vollständigere zu ersetzen sich bemüht; weit 
entfernt, mit der Belohnung des Patentschutzes zu kargen, und 
diesen Schutz nur ausnahmsweise eintreten zu lassen, hat man 
in neuerer Zeit vielmehr für gut befunden, die Ausnahme zur 
Regel zu machen. 

i* 
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Bei der sorgfälligen Beachtung, welche Wissenschaft und 
Praxis in den letzten Jahrzehnten dem Patentwesen zugewendet 
haben, lassen sich doch nur vereinzelte Stimmen zu Ungunsten 
der Ertheilung von Erfindungspaten len vernehmen '). 

Dem gründlichen Beobachter entgeht es indess nicht, dass, 
wenn auch die Theorie mit diesem Institute meist leichter fertig 
wird, in der Praxis, und insbesondere in der legislatorischen 
Praxis die Regelung des Patentwesens als eine sehr schwierige 
Aufgabe angesehen wird, als eine Aufgabe, die man wohl ver- 
gleichsweise als eine harte Nuss bezeichnen kann. 

In den zum grossen deutschen Zollvereine gehörigen Staa- 
ten hat die bekannte Uebereinkunft vom 21. September 1842 
diese Aufgabe erschwert, nicht nur da, wo neben dieser Ueber- 
einkunft eigene Patentgesetze bestehen, und in der Ausführung 
mit den Bestimmungen der Uebereinkunft im Einklänge erhalten 
werden müssen, sondern auch da, wo diese letzlere, als Gesetz 
publizirt, den einzigen gesetzlichen Anhaltpunkt für die Erlhei- 
lung von Patenten bildet. 

In den meisten grösseren Europäischen Staaten bestehen 
Patentgesetze. Am meisten interessiren uns für unsere Zwecke 
die der deutschen Bundesstaaten. 

Die Preussische Gesetzgebung über Erfindungspatente 
beruht auf dem Publikandum über die Ertheilung von Patenten 
vom 14. Oktober 1815 und den hiezu erlassenen Erläuterungen, 
Zusätzen und Abänderungen; sieht aber einer Revision entgegen, 
mit deren Einleitung die Königl. Staatsregierung bereits im Jahre 
1853 durch einen Erlass des Ministers für Handel, Gewerbe und 
öffentliche Arbeiten an sämmtliche Königl. Regierungen und 



1) Vergl. z. B. Lotz, Handb. der Staatswirthschaftstehre. 2. Aufl. 
Erlangen 1838. Bd. II. S. 135 ff., während R. Bio hl, Polizeiwissenschaft, 
Tübingen 1833. II. Bd. §. 143. C. A. Weiske, Handb. d. allg. d. Gewerbs- 
rechts, Leipz. 1839. §. 38 ff. v. Rotteck, Staatsr. d. const. Monarchie, 
Bd. II. Leipzig 1839. S. 290. R a u, Lehrb. d. pol. Oekonomie. Bd. II. 
II. Abth. Heidelb. 1858. S. 64 ff. Stolle, die einheim. u. ausl. Patentgc- 
setzg. , herausgeg. von 0. Hüb n er. Leipz. 1855. im Vorwort und Ein- 
leitung. C. Tb. v. K 1 e i n s c h r o d , die internal. Gesetzgeb. Erl. 1855. 
u. s. w. u. s. w. die Ertheilung von Erfindungspalenten für im Interesse 
des industriellen Fortschrittes geboten erklären. 
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Handelskammern, in welchem diese Behörden unter Mittheilung 
einer Denkschrift über die Kardinalfrage der materiellen Vorprüfung 
der Patentgesuche zu Gutachten aufgefordert wurden, vorge- 
gangen ist. — Ob die Schwierigkeit, aus den auf diese Weise 
gesammelten , und sehr verschiedene Prinzipien vertretenden 
Stimmen die richtige herauszufinden , ob die HofTnung eines 
einheitlichen Mitvorschreitens der übrigen Zollvereinsstaaten, 
oder die Anbahnung möglichsten Einklanges mit Oestreich den 
Erlass des neuen Gesetzes verzögert, ist uns unbekannt. Jeden- 
falls ist die Vorsicht , mit der man die in der Theorie noch 
nicht gelöste Aufgabe in der Gesetzgebung behandelt, nur rüh- 
mend anzuerkennen. 

Bai er n hilft sich mit einem Gesetz von 1791 für Rhein- 
baiern und die Pfalz, für die 7 alteren Kreise mit dem Gesetz 
vom 11. Sept. 1825 und daneben besteht für das ganze König- 
reich eine Verordnung vom 10. Febr. 1842. 

Sachsen hat neben der die Vereinbarung von 1842 pub- 
lizirenden Bekanntmachung vom 31. Juli 1843 eine neue Ver- 
ordnung v. 20. Jan. 1853. 

In Hannover und Württemberg bilden die be- 
treffenden Theile der Gewerbeordnungen von 1847 und bezüg- 
lich 1836 die Patentgesetzgebung. 

Die meisten übrigen Zollvereinsstaaten haben keine beson- 
deren Patentgesetze. 

Oestreich hat seit dem Jahre 1810 solche Gesetze, 
und das neueste vom 15. Aug. 1852 gilt zwar als ein muster- 
haftes Gesetz ') , hat aber auch schon zu manchen Bedenken 2 ) 
und Revisionsplänen Anlass gegeben. 

Ebenso steht es mit dei Englischen, Französischen 3 ), 
Belgischen und mit der Patentgesetzgebung von Nordamerika. 



1) Vergl. des Näheren hierüber in M ako wi ctka, die östr. Er- 
findungspatentgesetzgebung in Rau u. Haussen Archiv, n. F. Bd. X. S. 313. ff. 

2) Vergl. Makowiczka a. a. 0. S. 354 bis %. E. 

3) In Frankreich wird dem gesetzg. Körper eben jetzt — März 
1858 — der Entwurf eines neuen Patentgesetzes vorgelegt. 
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§. 2. 

Alle Gewerbspolizeigesetze sind ihrer Natur nach nicht stabil 
und bei der Neuheit der Grundwissenschaft, aus welcher sie 
ihre Prinzipien zu entnehmen haben, können sie sogar immer 
nur als Versuche gelten, deren Effekt dem sorgfältigsten staats- 
männischen Kalküle sich entzieht, nicht, weil es zu schwierig 
wäre, den dermaligen inländischen Zuständen die erforderlichen 
Bestimmungen richtig anzupassen, sondern, weil in einer Periode 
des gewerblichen Fortschrittes, wie die unserige ist, Niemand 
das Morgen vorhersehen kann, und bei dem heutigen grossarti- 
gen Zusammenhange des gewerblichen Weltverkehres theils för- 
derliche, theils schädliche, immer aber unvorhergesehene Rück- 
schläge von Erscheinungen, die sich in weiter Ferne vorbereiten, 
die Lage der Dinge im Inlande jedör Zeit völlig umkehren 
können. 

Hat aber irgend ein Theil der gewerblichen Gesetzgebung 
geringe Ansprüche auf Dauer seines Werthes , so ist es vor 
Allem die Patentgesetzgebung. Mag man die Aufgabe des Pa- 
tentes in dem Schutze der Erfindung, oder in der Belohnung 
des Erfinders erblicken : heute ist ein Schutz , oder eine Be- 
lohnung von Erfindern geboten, morgen gilt beides als unge- 
rechtfertigte und unzweckmässige Beschränkung; heute darf 
man sich getrauen, dem Ausländer den Schutz und die Beloh- 
nung im Inlande zu versagen; morgen erscheint es wünschens- 
werth, ihm beides in hohem Maasse angedeihen zu lassen. Die 
heute zweifellose Schutz- und Prämienwürdigkeit einer Erfin- 
dung kann morgen sehr problematisch werden. 

Darum jenes Zögern, jene Bedenklichkeiten und jene häufig 
wiederkehrenden Revisionen ') , welche wir in Betreff der Pa- 
tentgesetzgebung bei den gesetzgebenden Gewalten aller Indu- 



1) Das erste östreichische l'atentgesetz ist das Hofdekret vom 22. 
Januar 1810. Schon nach 10 Jahren musste dasselbe durch ein neues Ge- 
setz , das Privilegiengesetz v. 8. Dezember 1820, ersetzt werden. Nach 
weiteren 12 Jahren traf an dessen Stelle das Privilegiengesetz v. 31. März 
1832. Unterm 15. August 1852 erschien das neuste Privilegiengesetz mit 
wesentlicher Umgestaltung der bisherigen Grundsätze. 
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striestaalen wahrnehmen; daher jene Widersprüche, in denen 
wir häufig die Patentgesetze und deren Handhabung finden; 
daher auch in einigen und namentlich den kleineren industriellen 
Staaten dieses Begnügen mit mangelhaften gesetzlichen Bestim- 
mungen und dieses unsichere Vorgehen der Patent -Verwal- 
tungspraxis. 

Bei Beobachtung solcher Erscheinungen drängt sich uns 
die Frage auf, einmal, ob das Institut der Erfin- 
dungspatente überhaupt nöthig und zweck- 
mässig, und dann, ob Patentgesetze ihrer eigent- 
lichen Aufgabe, Erfindungen zu schützen, oder 
Erfinder zu belohnen, überhaupt heutzutage 
noch gerecht werden können? 

Das Wesen und Zweck des Patentes. 

§. 3. 

Die Beantwortung der ersteren Frage erheischt eine nähere 
Betrachtung über die Natur des Patentes. 

v Vne decouverte est la propriete" de Vauleur, eile est la 
plus sacrie de toutes, parcequ'elle est Voeuvre du ginie; eile 
doit etre recueuillie et respectee, puisqu'elle ajoule ä la masse 
de nos richesses: „le gouvernement doit donc la garantir 
entre les tnains de finventeur" sagt Chaptal in seinem Werke, 
de Vindustrie frangaise T. II. p. 373. Jobard und Tilliere 
stellen gleich ihm das Prinzip des Eigentumes an die Spitze 
ihrer Betrachtungen über die Notwendigkeit des Patentschutzes. 

Nach ihnen bedarf die Erfindung als ein Recht des Staats- 
bürgers, des Staatsschutzes , wie jedes andere Privatrecht ; und 
zwar soll dieser Schutz nicht nur sich verwirklichen und realisirt 
werden im Falle der Rechtsbedrohung oder Rechtskränkung; 
sondern, sobald die Erfindung die Werkstätte des erfinderischen 
Geistes verlassen hat, soll sie von Staatswegen umgeben werden 
mit einem schützenden Zaune, bedeckt werden mit dem Schirme 
des Gesetzes, unnahbar gemacht und entrückt werden jedem 
drohenden Angriffe. Jener Staatsschutz verkörpert sich in dem 
Patente. Das Patent ist hiernach noch mehr, als eine Eigen- 
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thumsurkunde, als ein Kaufbrief, oder ein Testament — es ist 
eine sauve-garde. Die Konsequenzen dieser Anschauung liegen 
nahe; nur ungern durchlöcherte sie Tilliere durch das Zuge- 
stä'ndniss der Zeitweiligkeit des Schutzes ; Jobard wollte la 
proprieti de la dicouverle ewig geschützt, das Patent auf die 
ganze Dauer des Bestehens der Erfindung ausgedehnt wissen. 

Der französische Lehrsatz : „une dicouverte est la proprUte 
de Vauleur" stellt sich als unhaltbar, seine Ausführung sogar 
als gefahrlich für die industrielle Entwicklung dar. Hiernach 
kann die Erfindung niemals, ausser etwa dann Gemeingut wer- 
den , wenn der Eigenthümer ohne Erben verstirbt , und der 
Staat, an welchen die Erfindung dann fallen wUrde, dieselbe frei 
erklärt. 

Das s. g. technische Eigenthum ist ebensowenig als Rechts- 
begriff zu construiren , wie das s. g. geistige Eigenthum ; es 
fehlt dazu der rechtlich festzustellende Gegenstand '). Gerade 
deshalb konnte das Institut der Erfindungspatente entstehen, 
welche ein technisches Eigenthum auf eine beschränkte Zeitdauer 
und unter gewissen Modalitäten zu fingiren, und dem Erfinder 
eine ausschliessliche Befugniss über die Erfindung , als wäre 
dieselbe ein Gegenstand seines Eigenthumes, zu gewähren, die 
Bestimmung haben. 



1) Einen Versuch , das geistige Eigenthum als Rechtshegiff zu ent- 
wickeln, vergl. in Weiske's Rechtslex. von IV. S. 170 ff. Gegen die 
Annahme eines geistigen , künstlerischen , technischen Eigenthums vergl. 
B eseler, Syst. d. gem. d. Privatrechts. Leipz. 1853. Bd. II. §.81. 

Dr. K. E. S c b m i d sagt in seinem treulichen Schriftchen : „der ßfi- 
chernachdruck aus dem Gesichtspunkte des Rechts etc. Jena 1823" S. 72. 
Ein römisches Eigenthum an Gedanken ist ein Unding, wie ein Eigenthum 
an Gedanken überhaupt. Keiner kann sagen , dass irgend ein Gedanke ihm 
allein gehöre, denn es würde , wenn man die Entstehung desselben bis in 
ihre letzten Quellen verfolgen könnte , immer ein Theil dieses Eigenthumes 
einem Andern zufallen , von welchem er im Geiste des Erfinders angeregt 
und geweckt wurde." 

A. Weinlig in Rau und Hanssen's Archiv, n. F. I.Bd. 1843, S. 247 ff. 
0. hält noch an dem technischen Eigenthume fest, welches sich jedoch nach 
seiner Ansicht nicht auf das Prinzip der Erfindung , sondern auf die kon- 
krete Gestaltung dieses Prinzipes erstrecken soll. 
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Wäre die Erfindung als Eigenthum des Erfinders aufzufassen, 
so bedürfte er keines besonderen Gesetzes, um ihn in diesem 
Rechte zu schützen , und würde ein Gesetz , welches dem Er- 
finder für seine Erfindung auf zwanzig Jahre Schutz verliehe, 
dann aber denselben jeglichen Schutzes baar Hesse, widersinnig 
sein. 

Jedes Patent verleiht dem Patentirten ein Recht, welches 
demselben ohne das Patent nicht zugestanden haben würde; es 
soll nicht etwa das Publikum an das Vorhandensein und die 
Unverlelzlichkeit eines Rechtes erinnern, welches irgendwie an- 
ders verbrieft, oder nach gemeinem , oder nach Naturrecht ihm 
zuzuerkennen ist; sondern es soll neues Recht für den einzelnen 
Fall schafTen, dem Patentirten ein neues Recht verleihen — ein 
ausschliessliches Recht der Anfertigung , oder der Renutzung, 
oder des Verkaufes einer Erfindung , bezüglich des erfundenen 
neuen Fabrikates. 

Die meisten Schriftsteller , welche sich mit der Lehre von 
den Erfindungspatenten befassen , sehen dieses Institut als ein 
Monopol an. Einer der neuesten ') hält diese Rezeichnung 
für logisch unhaltbar , da ein Patent Ausschliessungsrechte für 
eine neu« Erfindung involvire , für deren Renutzung vorher 
eine allgemeine Freiheit nicht bestanden habe. 

Ob das Recht , der erfindungsreichen Gedanken Anderer 
sich zu bedienen 2 ) , in irgend einem Kodex eine Stelle findet, 
lassen wir dahin gestellt sein ; aber es besteht, es besteht Kraft 
der Koexistenz der Menschen, Kraft des organischen Gesetzes 
der menschlichen Gesellschaft; es besteht zum Segen der Mensch- 
heit und als Grundlage der geistigen und materiellen Fortent- 
wickelung des menschlichen Geschlechtes, welche durch Arbeitsthei- 
lung, durch Theilung und Gemeinschaft lediglich gefördert wird. 



1) v. Klei n sehr od a. a. 0. S. 10. Ann. 3. und S. 16. 17. 

2) Vergl. K. E. S o h m i d a. a. 0. S. 74 : „Ein Gebrauch , welcher 
von der Thätigkeit Anderer gemacht werden kann , ohne dass dadurch der 
Zweck derselben für sie selbst ganz , oder zum Theile verloren geht , ist 
keine Beeinträchtigung ihrer Rechte. Das Nachbilden eines Kunstwerkes 
hebt die Wirkung des Originales nicht auf; das Benutzen irgend einer Er- 
findung hindert Erfinder nicht, einen gleichen Gebrauch davon zu machen." 



10 Der Patentschutz und die deutsche Patentgesetzgebung. 

Da nun das Wesen der Privilegien darin besteht, dass sie 
aus besonderen Gründen etwas von der allgemeinen Rechlsregel 
— regula juris s. ratio juris — Abweichendes (jus singulare 
s. exorbitans) feststellen , diese ratio juris aber keineswegs 
immer bestehende Gesetze , oder wirkliches Gewohnheitsrecht 
zum Grunde zu haben braucht, so dürfte es zuvörderst nicht 
zweifelhaft sein, dass in den Patenten Privilegien ') enthal- 
ten sind und verliehen werden. 

Die Monopolien und insbesondere die Gewerbsmonopolien 
stellen sich als eine besondere Art von Privilegien dar ; sie sind 
beneficia personae e t causae mit dem Inhalte, dass der Inhaber 
kraft des Privilegs gewisse wirthschaftliche Thätigkeiten aus- 
schliesslich vornehmen und die Vornahme derselben Anderen 
untersagen darf. Hiernach dürfte es keinem Bedenken unter- 
liegen, die Erfindungspatente, der allgemeinen Annahme entspre- 
chend J ), juristisch als Gewerbsmonopole zu betrachten 3 ). 

Eine „ulilitas" muss jedem Privilegium, insbesondere jedem 
Monopole zum Grunde liegen, wenn es nicht, insbesondere bei 
dem heutigen Stande der Wissenschaft und, insoweit es sich um 
ein Gewerbsmonopol handelt, bei der heutigen Entwickelung der 
Industrie, als eine Last, als eine überflüssige und jede wohl- 
thätige Kraftäusserung ungebührlich zurückhaltende Beschränkung 
angesehen werden soll. 

Es fragt sich, welche Tendenz den Erfindungsprivilegien ihr 
unter den heutigen Verhältnissen unerklärliches Fortbestehen sichert ? 



1) Vergl. H. A. Zachariae, d. St. u. Bundesrecht 2. Aufl. 1854. 
II. Thl. S. 190. Bluntschli, allgem. Staatsrecht. München 1852. — 
Paulus in §. 16. D. de legibus (I. 3.) „Jus singulare esl, quod contra 
tenorem rationis propter quanlam utilitalem inlroductum est. — In 
Oestreich heissen die Erfindungspatente offiziell: „Erfindungsprivilegien." 

2) R. Mo hl, d. Pol. Wissenschaft II. Bd. S. 260 ff. und S. 276 ff. 
Lotz, Handb. d. Staatswirthschaftslehre II. Bd. S. 134 ff., wo der auch 
sonst übliche Ausdruck: „temporäre Monopole" gehraucht ist. 

3) We iniig a. a. 0. S. 249 hält das Patent nur für eine offizielle 
Bescheinigung darüber, dass sich der Erfinder als solcher bei der Patentbe- 
hörde gemeldet hat. Aus dieser formellen Auffassung der Sache ergibt sich 
auch die materielle. 
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Man hat bei der Ertheilung von Erfindungspatenten ver- 
schiedene Zwecke im Auge. Ein Recht auf den Patentschutz 
hat der Erfinder nur da, wo das Gesetz ihm dasselbe ausdrück- 
lich verleiht. Nur da also liegt auch der Erlheilung von Er- 
findungspatenten lediglich die Absicht, einfach eine gesetzliche 
Verpflichtung auszuüben, zum Grunde. 

Am allgemeinsten sieht man wohl in den Erfindungspatenten 
ein Schutz- und Belohnungsmitlei, ein Mittel zur Förderung des 
Erfindungsgeistes und des industriellen Fortschrittes. Man will 
dem Erfinder durch die Ausschliessung der Konkurrenz die Ge- 
legenheit geben, sich durch seine Erfindung materielle Vortheile 
zu verschaffen. Daneben beabsichtigt man häufig auch durch 
das Erfindungspatent ihm eine ehrenvolle Anerkennung und Aus- 
zeichnung zu Theil werden zu lassen. 

Entdeckung und Erfindung sind die Mütter alles geistigen 
und materiellen Fortschrittes. Wie der einzelne Mensch mit 
jeder neuen Erkenntniss seinem Ziele um eine Stufe näher rückt, 
so schreitet die Menschheit mit jeder neu entdeckten Wahrheit, 
welche Gemeingut wird , um einen Schritt vorwärts. Im Bil- 
dungs- wie im Wirthschafts- und im Gesellschaftsleben werden 
solche Fortschritte durch das einheitliche Wirken des Menschen- 
geistes alltäglich, allstündlich gemacht. 

Am augenfälligsten sind die durch Entdeckungen und Er- 
findungen erzeugten Fortschritte auf dem Gebiete des Wirt- 
schaftslebens. 

Wir brauchen nicht zu erinnern an die Impulse , welche 
James Walt's gewaltige Erfindung dem wirtschaftlichen Leben 
der Völker gegeben, nicht daran, wie Robert Fulton's erste An- 
wendung dieser Erfindung auf die Schifffahrt eine neue Epoche 
hervorgerufen, nicht, welche Verdienste sich ein James Hargrea- 
ves, ein Richard Arkwright, John Wyatt, Samuel Crompton, ein 
Roberts, ein Cartwright — und wer nennt die Namen der er- 
findungschöpferischcn Geister! — um die Weltindustrie erworben 
haben. 

Wer eine Geschichte der Entdeckungen und Erfindungen 
auf dem Gebiete des Wirthschaftslebens schreiben würde, würde 
eine Geschichte der Entwicklung dieses Lebensgebietes selbst 
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schreiben , und die wichtigsten Perioden in dieser Geschichte 
würden zu markiren sein mit den wichtigsten Entdeckungen und 
Erfindungen. Ohne diese giebt es keinen Fortschritt, und den 
Fortschritt zu fördern — das ist die Aufgabe der Menschheit, 
welche sich erfüllt in der Thätigkeit der Völker , der einzelnen 
Volksangehörigen und der Staatsgewalten. 

Und die Erfinder, die Wohlthäter der Menschheit, sollte 
man nicht schützen vor einer Ausbeutung ihrer Erfindung? Sie 
sollte man nicht belohnen durch eine Ausnahmestellung, welche 
es ihnen möglich macht , die verdienten materiellen Vortheile 
aus ihrer Erfindung zu ziehen? Wo sollte da noch Erfindungs- 
lust und erfinderisches Bemühen herkommen ? So rufen die Einen. 

Man soll zusehen, dass die Erfindung vielleicht ewiges Ge- 
heimniss bleibt und mit ihrem Urheber in's Grab sinkt? So 
fragen die Andern. Beide wollen diese eingebildeten Folgen 
verhütet sehen durch Erfindungspatente. 

Immer ist es vorzugsweise die Pflicht der Förderung der 
gewerblichen Entwicklung , welche der Ertheilung von Erfin- 
dungspatenten zum Grunde liegt. 

Die Zweckmässigkeit des Patentschutzes. 
§.4. 

Wenn sich so das Patentinstitut als ein gewerbspolizeiliches 
Institut darstellt, durch welches die Gewerbe geschützt und ge- 
fördert werden sollen : so fragt es sich , ob die innere Natur 
dieses Institutes genügende Garantien dafür bietet, dass dasselbe 
seiner Aufgabe gerecht werden könne ? 

Wir behaupten, dass der Erfindungsgeist des Patentschutzes 
nicht bedarf, ja dass dieser vermeintliche Schutz wirklich gross- 
artige Erfindungen nicht oder selten zu Tage fördert. 

Grossartige Erfindungen haben wir zu allen Zeiten und 
noch ehe man an einen Schutz des Erfinders dachte , gehabt, 
und die grösslen Erfindungen sind nicht mit Rücksicht auf den 
zu erwartenden Patentschutz, sondern sie sind zufällig nach 
und nach gemacht worden. Ein Knabe erfand eine 
höchst sinnreiche Erfindung, vermöge deren Ventile an einer 
Dampfmaschine sich von selbst und ohne Zuthun der Menschen- 
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hand zur rechten Zeit öffnen und schliessen. Tage lang musste 
er an dem Ventil sitzen und auf ein gegebenes Zeichen dasselbe 
öffnen oder schliessen. Versah er einmal seine traurige Pflicht, 
so drohte der Maschine Gefahr und ihm die Faust des Aufsehers. 
Wenn der Jubel seiner Spielgefährden ihn in's Freie lockte, 
rnusste er seines einförmigen Amtes warten. Da gab ihm ein 
guter Geist ein Mittel ein, seine Fesseln zu sprengen; eine ein- 
fache Vorrichtung versah seine Dienste und er wurde — aus 
kindischer Freude an der Freiheit ein Wohllhäter Seinesgleichen 
und der Erfinder einer werthvollen Maschinenverbesserung. Und 
solche Erfindungen werden täglich gemacht , täglich , und nicht 
erst, seit der Adept Schwarz von der Gewalt seines explodiren- 
den Gemenges zu Boden geworfen wurde. 

Wer sich abmühen wollte , und , in der Hoffnung auf ein 
Patent, und den ihm dadurch gewährten Vortheil, eine Erfindung 
zu machen , dürfte schwerlich , oder auch dann nur etwa durch 
Zufall einmal, etwas Grosses zu Wege bringen. Um Erfindungen 
zu machen und ausschliesslich in dieser Absicht pflegen 
sich ohnehin die wenigsten Erfinder abzumühen; der Ge- 
danke entsteht meist rasch aus dem praktischen Bedürfnisse und 
eben dieses Bedürfniss , und der unüberwindliche Drang , den 
Gedanken so rasch wie möglich zu verwirklichen , lässt dem 
denkenden Kopfe keine Buhe, bis denn endlich das ersehnte Ziel 
erreicht, die Kombination der Hebel und Bäder, die gewünschte 
Krafterzeugung, die längst geträumte Art der Bewegung der 
lodten Masse gelungen ist. Bei unserer hochentwickelten Ar- 
beitslheilung sind es häufig auch Geister sehr untergeordneten 
Banges, welche unbewusst und nur auf kleinliche persönliche 
Vortheile etwa ihr Augenmerk richtend, die Urheber wichtiger 
Erfindungen werden. Der spekulative Kopf macht den bei dem 
Bedienen der Spindel, oder bei dem einförmigen Schlagen des 
Nadelöhrs von dem Arbeiter entdeckten Vortheil sich zu Nutze, 
löst sich ein Patent , woran der eigentliche Erfinder — ein 
bequemer Arbeiter des untersten Banges vielleicht — nie gedacht 
hat , und zieht daraus den Vortheil , der ihm nicht zukommt. 
Die Erfindung wäre sicher auch ohne das Patent gemacht worden. 

Wir geben zu, dass es Fälle giebt, wo der Gedanke an 
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den Patentschutz die Erfindungsgabe eines armen Gewerbsmannes 
und seinen Erfindungsmuth unterstützt hat; aber, wenn unter 
tausend patentirten Erfindungen zwei oder drei sich finden, die 
dem Institute des Patentes ihr Dasein verdanken, und dabei 
d es Pa tenlschulz es werth sind, so wird man uns 
nicht überzeugen können , dass deshalb jenes Institut zur För- 
derung des Erfindungsgcislcs unerlässlich sei, und diess um so 
weniger , weil man uns nicht beweisen kann , dass ohne das 
Patent die Erfindung nicht auch früher oder später in's Leben 
gerufen worden wäre. 

Um zu beweisen, wie nölhig der Patentschutz sei , um den 
Erfinder seiner Erfindung froh werden zu lassen , weist man 
hin auf die zahlreichen Beispiele tiefster Verarmung, in welche 
die Urheber der grossartigsten Erfindungen verfallen seien. 
Diese Erfinder aber halten in früherer Zeit mit den Vorurtheilen 
und dem Aberglauben der Menge zu kämpfen, und, kommt in 
unserer Zeil noch hie und da einmal ein solches Beispiel vor, 
so liegt die Schuld nicht an der Unzureichenheit des Schutzes 
der Erfindung , sondern in der Natur des Erfinders , welcher 
eben seine Erfindung nicht als melkende Kuh zu benutzen ver- 
steht, oder gar die Neigung nicht dazu hat. Dieser Klasse von 
Erfindern wird auch der ausgedehnteste Patentschutz nicht zu 
pekuniären Vorlheilen verhelfen. 

Diess führt uns auf die Beurlheilung des Patenlinstilutes 
vom Gesichtspunkte der Prämiirung aus. Einen wirklichen Vor- 
theil zieht nur entweder der Marktschreier und der Charlatan, 
oder wer mit seiner Erfindung einem wirklichen , allseitig ge- 
fühlten , wesentlichen Bedürfnisse abhilft und dabei ein guter 
Kaufmann ist, aus dem Palentschulze; jener, weil er seine Er- 
findung an die grosse Glocke schlägt und das Publikum zu 
blenden versieht , dieser , weil er das Recht , ein allgemeines 
Bedürfniss allein befriedigen zu dürfen , bei Ausschliessung aller 
Konkurrenz des Angebotes, kaufmännisch auszunützen in die 
Lage versetzt ist. 

Beide gewinnen auf Kosten des Publikums. Ein gewisses 
Gerechtigkeitsgefühl lässt uns den Gewinn des letzleren ganz 
angemessen, billig, ja wünschenswerth erscheinen ; wir vergessen 
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dabei nur zu leichl, dass jene Billigkeit nur eine scheinbare ist. 
Zwanzig machen ein und dieselbe Erfindung zu gleicher Zeit ; 
Einer erhält das Patent; er hat den Gewinn, die 19 anderen 
müssen bei gleichem Verdienste ruhig zusehen , wie der Eine 
Prävenient sich bereichert mit Hülfe des Gedankens, der eine 
konsequente Folge früherer mühsam errungener Fortschritte war, 
als solche von ihnen auch gefunden wurde und eben Gemeingut 
des Publikums werden sollte. 

Oder aber: der Patentirte ist in der Tliat der einzige ori- 
ginelle Urheber der Erfindung; viele Mühen, unsägliches Nach- 
denken und jahrelange Anstrengung haben ihn endlich das er- 
sehnte Ziel erreichen lassen. 

Soll er nicht die Früchte seines Fleisses gemessen ? — 
rufen die Freunde des Patentschutzes. Wer aher verhilft denn 
dem armen Gelehrten, welcher nach jahrelangem Fleisse endlich 
eine grossartige Wahrheit entdeckt hat, dazu, dass er aus diesem 
Ergebnisse vielfacher geistiger Anstrengung pekuniären Gewinn 
ziehen könne? Und ferner: auch in jenem Falle leidet das 
Publikum durch die ausnahmsweise Bevorzugung des Erfinders; 
denn kein Gesetz kann den Erfinder mit Gewalt glücklich machen 

Führt er seine Erfindung nicht , oder nicht im grösseren 
Maasstabe aus; oder verkauft er auch sein Patent nicht: so ent- 
behrt das Publikum der Vorlhcile, welche ihm aus dieser Er- 
findung erwachsen könnten , für die ganze Dauer des Patent- 
schutzes , und andere erfindungsreiche Köpfe , welche diese 
Erfindung dem Publikum vielleicht auch zugeführt haben würden, 
sind durch diesen ungenützten Patentschutz, auf den der Pa- 
tentirte indess den alleinigen Anspruch hat, gehemmt. 

Der Mensch ist ein Kind seiner Zeit; was er ist, ist er 
durch die Vergangenheit, durch die Verhältnisse, durch das 
Zusammenwirken von Umständen, welche seinen Geist zu Dem 
gebildet haben, was er ist. Wenn wir fordern, dass, was die- 
ser Geist erzeugt, Gemeingut werde, so fordern wir nur, dass 
er seiner Zeit den Dank abstatte, den er ihr schuldig ist. 

Die ganze Vor- und Mitwelt hat an der Erfindung mit ge- 
arbeitet, welche der Palentsuchende als sein alleiniges Eigcnthum, 
als das ureigne Erzeugniss seiner Geisteslhätigkeit in Anspruch 
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nehmen will; die ganze Mit- and Nachwelt hat ein gutes Recht 
an diesem Erzeugniss. 

Und ist es nicht Belohnung genug, als der Wohllhäter der 
Mit- und Nachwelt angesehen und gepriesen zu werden ? 

Die Freunde des Patentwesens denken sehr gering von 
dieser Belohnung und erinnern an die theuern Versuche, an die 
vielen Aufwände, welche die Erfindung dem Erfinder in der 
Regel verursacht, und daran, dass kein Erfinder sich mit dem 
killigen Lohne der Ehrenbezeugung dafür werde abfinden lassen 
wollen. Schuldig ist dem Erfinder Niemand , am wenigsten der 
Staat, einen anderen Dank für die Erfindung; diess steht wohl 
fest; dass der wahre Erfindungsgeist nach einem anderen Danke 
nicht zu fragen pflegt, glauben wir oben erwiesen zu haben, 
und es erscheint daher das Patentinslitut weder aus dem Ge- 
sichtspunkte der Anregung, noch aus dem der Belohnung des 
Erfindungsgeisles gerechtfertigt. 

„Aber, wenn die Patente nichts nützen, so bringen diesel- 
ben doch wenigstens Niemanden Nachtheil" — würde uns ein 
Freund des Patentschutzes noch einwerfen , wenn es uns bis 
hierher gelungen sein sollte, ihn zu überzeugen. 

Schon oben wurde auf die Notwendigkeit eines vernünfti- 
gen Motives für jedes, allgemeinen Rechtsgrundsätzen zuwider- 
laufende Ausnahmegesetz hingewiesen; der Kürze halber möge 
hier eine Beziehung auf jene Ausführung genügen. Wenn der 
Patentschutz weder als Förderungsmittel, noch als Belohnung des 
Erfindungsgeistes sich, bewährt, so fehlt es an jedem vernünftigen 
Motive seiner Aufrechterhaltung. 

Die ad ministrative Hand ha bungdes Patentschutzes. 

§. 5. 

Es bleibt noch die andere Frage zu erörtern, ob , wenn in 
der That die Vertheidiger der Patente mit ihren theoretischen 
Gründen für dieselben Recht haben, in der Praxis irgend eine 
Patentgesetzgebung heutzutage noch fähig sei, mit dem Patent- 
schutze das zu erreichen, was die Freunde desselben als Zweck 
und als Ziel dieses Schutzes hinzustellen pflegen ? 

Hier eröffnet sich das weite und kontroverse Gebiet der 
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Patentgesetzgebung unserer näheren Erörterung. Auf diesem 
Gebiete sind es namentlich folgende Fragen, welche, weil sie 
vergeblich ihrer Losung entgegenharren, eine jede Patenlgeselz- 
gebung, dieselbe mag diese Lösung wie auch immer versucht 
haben, unzureichend erscheinen lassen : 

i) Sollen und mit welchen Modalitäten sollen auf Verbes- 
serungen schon patentirter Erfindungen Patente ertheill werden? 
2) Soll das Präventiv- oder das Repressiv-System bei der 
Patcntirung eingehalten werden ? 

Zu Frage 1 . In Preussen werden Verbesserungs- 
patente ertheill. Der Verbesserer einer palentirlen Erfindung 
darf aber ohne vorherige Erwerbung des Mitbenutzungsrechtes 
derselben seine Verbesserung nicht ausführen. Ebenso in Baiern, 
Sachsen und Hannover. In der dänischen Palentgesetz- 
gebung ist dieser Punkt unberücksichtigt gelassen , ebenso in 
der Sicilis chen. Die VVü rtle mbergisch e Gesetzgebung 
schliessl ebenso das nicht besonders erworbene Mitbenutzungs- 
recht an der ursprünglich patenlirlen Erfindung für den Ver- 
besserer aus, wie es dem Inhaber des ursprünglichen Patentes 
die Benutzung der patentirten Verbesserung untersagt , wenn 
er das Recht der Benutzung nicht ausdrücklich erworben hat. 
Auch das Oestreichische Gesetz von 1852 beschränkt 
die Verbesserungspalente auf den verbesserten Theil. In E n g- 
land muss für eine Verbesserung, sei nun der ursprüngliche 
Erfinder, oder ein driller der Urheber derselben , ein selbstslän- 
diges Erfindungspatent gelöst werden, gleich wie auf eine neue 
Erfindung. 

Das französische Gesetz vom Jahre 1844 staluirt Ver- 
besserungsprivilegien; sowohl der ursprüngliche Erfinder und 
dessen Rechtsnachfolger, wie jede andere Person, können solche 
Verbesserungspalente erlangen; im ersteren Falle erlischt das 
Verbesserungs- mit dem ursprünglichen Patente, und braucht das 
erstere nicht ein förmliches Patent, sondern kann auch ein blosses 
Zusatz-Certifikat sein. Im letzteren Falle bleibt das Verbesse- 
rungspatent so lange versiegelt bei der Behörde liegen , bis ein 
Jahr seit Patentirung der ersten Erfindung verflossen ist. 

In Holland und Belgien muss der Verbesserer, welcher 

ZeiUchr, für SUitsw. 1838. U Heft. 2 
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auch hier patentirt werden kann, um seine Verbesserung ausfüh- 
ren zu dürfen, entweder den Ablauf der ursprünglich patentirten 
Erfindung abwarten, oder das Mitbenutzungsrecht der ersteren 
erwerben ; ebenso der ursprünglich patentirte Erfinder gegenüber 
dem gleichfalls patentirten Verbesserer. 

Es ist konsequent, dass man auch auf Verbesserungen 
Patente ertheilt; nach den hauptsächlichsten Patentgesetzen — 
den vorangeführten schliessen sich im Wesentlichen die Patent- 
gesetzgebungen von Nordamerika, Russland, Spanien, 
Portugal, Schweden, Sardinien, Kirchenstaat 
Paraguay an — werden Verbesserungen gleich den ur- 
sprünglichen Erfindungen patentirt. Aber in keinem dieser Ge- 
setze ist Dem vorgebeugt und konnte es verhindert werden, 
dass dem Erfinder einer Verbesserung , wenn er nicht zugleich 
der ursprüngliche Erfinder ist, nur ein sehr prekärer und an 
Bedingungen geknüpfter Schutz zu Theil wird. 

Gesetzt: A. erfindet einen Webstuhl Tür baumwollene Zeuge;, 
er sucht um ein Patent nach. Man findet die Konstruction neu; 
denn in dieser Zusammensetzung und mit dieser Wirkung wurde 
eine solche Maschine noch nicht gekannt. Wir dürfen kühn be- 
haupten : der Webstuhl ist unter allen Umständen nichts, als eine 
Verbesserung eines früheren- Aber man sieht die Erfindung als 
neu und eigenthttmlich an, und patentirt sie auf 15 Jahre. Nach 
Ablauf des ersten Jahres meldet sich B. mit einer Verbesserung 
dieser Erfindung. Diese Verbesserung ist vielleicht noch in viel 
höherem Maasse gegenüber dem patentirten Webstuhle eine neue 
Erfindung, als dieser gegenüber älteren Webstühlen für baum- 
wollene Zeuge. Aber die Patentkommission erklärt die Ver- 
besserung für eine Verbesserung und ertheilt dem B. ein Ver- 
besserungspatent. Von diesem Palente darf B. vor Ablauf von 
14 Jahren keinen Gebrauch machen; oder er muss sich mit B. 
über die Mitbenutzung von dessen Erfindung einigen. Noch ein 
Jahr später erfindet C. eine neue Verbesserung an des B. ver- 
bessertem Webstuhle. Er war patentirt und muss 13 Jahre 
warten, ehe er dieselbe ausführen kann, oder sich mit B. und 
A. abfinden. 

Es wird zugegeben werden, dass an dem Webstuhle des A. 
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unzählige Verbesserungen möglich sind, von denen jede jene 
Maschine um ein Bedeutendes vollkommener macht. 15 Jahre 
lang müssen alle diese Verbesserungen ruhen ; oder es müssen 
Unsummen von Kapitalien aufgewendet werden , um die ur- 
sprüngliche Erfindung und deren frühere Verbesserungen benutzen 
zu dürfen. Und , wenn man überhaupt Patente crlheilt , so ist 
diesem Uebel gar nicht auszuweichen ; keines der oben ange- 
führten Gesetze zeigt einen Ausweg. 

Der sogenannte ursprüngliche Erfinder kann möglicher Weise 
ein sehr geringes Verdienst um die Industrie sich erworben ha- 
ben ; er empfängt die Belohnung des Schutzes. Die Verbesserer 
seiner angeblichen Erfindung können durch diese Verbesserungen, 
welche dieselbe an Kühnheit der Perfektion, an Bedeutsamkeit 
der Wirkung vielleicht vielfach übertreffen , der Industrie weit 
grössere Dienste erwiesen haben — die Industrie kann dieser 
Dienste nicht, oder erst nach langen Jahren froh werden; denn 
die ursprüngliche Erfindung ist patentirl und muss geschützt werden. 

Man kann sagen: Ist eine Verbesserung an Werth einer 
neuen Erfindung gleich zu achten, so behandelt man sie eben 
als solche. Aber welcher Erfinder möchte denn noch die Mühe 
und Kosten aufwenden, welche mit der Erlangung eines Patentes 
verknüpft sind, wenn er weiss, dass jeder Verbesserer der Er- 
findung durch ein neues Patent das erste unwirksam zu machen 
vermag ? 

Es kommt hinzu, dass keines der bestehenden Patentgesetze 
eine genügende Definition des Wortes „Verbesserung" aufstellt, 
und dass eine solche Definition überhaupt heutzutage ein Ding 
der Unmöglichkeit ist. 

Nehmen wir an, James Hargreaves's spinning Jenny sei im 
Jahre 1767 in der That eine neue Erfindung im Sinne der Pa- 
tentgesetze gewesen. Die Jenny konnte bekanntlich nur Fäden 
zum Eintrag liefern; sie brachte die stärkeren Fäden des Aufzugs 
nicht zu Stande. Da löste sich Sir Richard Arkwright 1769 ein 
Patent für das „Spinnen mit Rollen", den s. g. „Spinnrahmen." 
Auch diese Maschine, da sie ein Produkt ganz anderer Art her- 
vorbrachte, als die Jenny, wollen wir als eine ganz neue 
Erfindung gelten lassen. Wer aber möchte bezweifeln , dass 

2 * 
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Crompton's im Jahre 1775 gemachte grossartige Erfindung der 
„mule Jenny" eine Verbesserung der beiden vorgenannten Er- 
findungen gewesen? Das neue Prinzip der Jenny war erfunden; 
es galt nun nur noch , ihre Mängel zu beseitigen ; Crompton's 
Maschine spann zugleich die Feinen Faden für den Eintrag und 
die groben für den Aufzug. Wäre 1775 die spinning Jenny 
und der Spinnrahmen noch patenlirt gewesen, so hätte nach der 
strengen Konsequenz der gesetzlichen Bestimmungen über die 
Erlheilung von Verbesserungspatenten Samuel Crompton bezüglich 
der Benutzung der Thcile jener Erfindungen , welche er der 
mule Jenny einverleibt hatte, entweder sich mit den Patentinha- 
bern benehmen müssen, oder dem Publikum, welches bereits im 
lahre 1812 4 Millionen Spindeln nach Crompton's Prinzip in 
Thätigkeil halte , wäre die grossartige mule Jenny noch Jahre 
lang nach ihrer Erfindung unbekannt geblieben. 

Und dennoch hält man das Institut der Patente für ein 
notwendiges Förderungsmittel der Industrie? 

Man wird sagen, es sei ein verhältnissmässig seltener Fall, 
dass man nicht darüber klar zu werden vermöge, ob das Palent- 
gesuch in der That auf eine neue Erfindung, oder auf eine Ver- 
besserung gerichtet sei, und eigentliche Verbesserungspatente wer- 
den überhaupt wenig nachgesucht. 

Das erstere kann nicht zugegeben werden ; in jedem grösse- 
ren Staate, wo überhaupt Patente verliehen werden, müssen bei 
der grossartigen Entwicklung der heutigen Industrie und bei der 
unübersehbaren Masse von Erfindungen, welche namentlich in den 
Staaten des Repressiv-Systems patentirt zu werden pflegen, ganz 
naturgemäss jene Zweifel den Patentbehörden häufig entgegen- 
treten ; aber freilich hilft man sich über alle Bedenken gern leicht 
hinweg, wenn man einmal von der dem Patentwesen überhaupt 
günstigen Anschauung der Dinge ausgeht. 

Was aber die letztere Behauptung betrifft, so kann nur ent- 
gegnet werden, dass dem Verf. von einem kleinen Staatsgebiete, 
in welchem jährlich nur etwa 8- 10 Patentgesuche eingehen, die 
Thalsache bekannt ist, dass unter dieser geringen Zahl mindestens 
ein bis zwei Verbesserungspatentgesuche jährlich sich finden. 

Entslände aber in der That der Zweifel, ob eine Erfindung 
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eine sogenannte ursprüngliche, oder eine verbesserte sei, nur 
sehr selten, und werden überhaupt nur sehr selten Verbesserungs- 
patente ertheilt — in der Englischen Patentpraxis bilden die Ver- 
besserungspatentgesuche einen sehr namhaften Theil der Patent- 
gesuche überhaupt — ; so wären die einzelnen Fälle, in denen 
man bei jenen Zweifeln Erfindungs- statt Verbesserungspatente 
verleiht, und in denen man den patentsuchenden Verbesserer 
einer Erfindung zum Ankauf des ersten Patentes, oder zum War- 
ten bis zum Ablauf desselben nöthigt, schon genügend, um die 
Unhaltbarkeit und Unzweckmässigkeit des Patentschutzes darzu- 
thun. In diesen einzelnen wenigen Fällen gerade kann der ver- 
meintliche Schutz der Gesammtindustrie des Landes zum grössten 
Nachtheile gereichen. 

Auf die notwendige Consequenz der Ertheilung von Ver- 
besserungspalenten einer- und auf die absolute Unvereinbarkeit 
von Erfindungs- und Verbesserungspatenten bei ein und dersel- 
ben Erfindung und verschiedenen Persönlichkeiten des Erfinders 
und des Verbesserers andrerseits haben die Gegner des Patent- 
schutzes viel zu wenig Gewicht gelegt, und doch ist dieser Punkt 
der verwundbarste in dem ganzen Patentwesen. 

Die eifrigsten Anhänger und Vertheidiger des Patentschutzes 
gehen über diesen Theil der Lehre vom Patentschutz meist leich- 
ter hinweg , als diess der Sache dienlich ist — übrigens in An- 
erkenntniss der Unzureichendheit aller vorhandenen gesetzlichen 
Bestimmungen über die Ertheilung von Verbesserungspatenten. 

C. Th. v. Kleinschrod, einer der neuesten Schriftsteller über 
das Patentwesen, hat in seinem Werke „die internationale Patent- 
gesetzgebung etc., Erlangen, Ferd. Enke 1855* S. 26, ff. § 7 
allerdings die wesentlichsten der gegen Ertheilung von Verbesse- 
rungspatenten bestehenden Bedenken erörtert. Indess ist der 
Standpunkt des genannten, den Patentschutz lebhaft vertheidigen- 
den Verfassers in sofern ein einseitiger, als derselbe bei seinen 
Betrachtungen nicht das Hauptgewicht auf das Interesse des Pub- 
likums, sondern auf das Interesse des ursprünglich patentirten 
Erfinders und dessen Recht auf ausschliesslichen Schutz seiner 
ursprünglichen Erfindung, gegenüber den Befugnissen des paten- 
tirten Verbesserers, legt. 
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Aber auch den ursprünglichen Erfinder genügend zu schü- 
tzen, weiss K. keinen Rath. 

Wenn derselbe (S. 31, I.- c.) sagt: „Wie bereits oben an- 
gedeutet, geht aus der Geschichte der Erfindungen unwidersprech- 
lich hervor, dass die einflussreichsten und bedeutendsten derselben 
sich nur allmählig vervollkommnet haben. Warum sollte dieser 
Erfahrung gemäss nicht dem ersten Erfinder auch der erste An- 
spruch zustehen, dass ihm, dessen Genie und Hingebung gegen 
die Gesellschaft zunächst der Vortheil einer neuen Bereicherung 
der Industrie verdankt wird, auch die erforderliche Zeit und Ge- 
legenheit vergönnt werde, unter dem Schutze des erworbenen 
Patentes, ungestört durch fremde Eingriffe, als welche Verbesse- 
rungspatente Dritter allerdings betrachtet werden können, seine 
Erfindung weiter zu vervollkommnen und die Verbesserungen, 
deren sie fähig ist, selbst aufzufinden, wozu ihm durch die Aus- 
übung des Patentes der nächste Weg eröffnet ist! 8 — so ist dem 
zu* entgegnen : Gerade, weil die einflussreichslen Erfindungen sich 
nur allmählig vervollkommnet haben und zu vervollkommnen pfle- 
gen, gerade, weil nicht das Verdienst eines Einzelnen die Erfin- 
dung abzuschliessen vermag, sondern z. 6. die Maschine von 
heute das Produkt unzähliger Erfindungen und Verbesserungen 
ist, unter denen die nachfolgende immer weit verdienstlicher sein 
kann, als die frühere, unter denen eine Rangordnung festzustellen 
aber ein Ding der Unmöglichkeit ,ist, sollten, will man überhaupt 
einmal den Patentschutz, alle Erfinder und Verbesserer, welche 
an der fraglichen Maschine thälig gewesen sind, insoweit diess 
angeht, nach dem Maasse ihres Verdienstes, ausserdem aber gleich- 
massig geschützt und bevorrechtigt werden. 

Wenn K. dann fortführt : „Es ist daher Aufgabe der Gesetz- 
gebung, zwischen diesem Schutze des Erfinders für die succes- 
siven Verbesserungen seiner Erfindung einerseits, und den indu- 
striellen Bestrebungen der Gesammtheit andrerseits zu vermitteln 
und die beiderseitigen Interessen in Einklang zu bringen. Der 
Lösung dieser schwierigen Aufgabe dürfte etwa durch die Be- 
stimmung näher zu kommen sein, dass Verbesserungspatente an 
Dritte für eine bereits patentirte Erfindung während des ersten 
Drittheils der gesetzlichen Dauer des Patentes nur dann erlheüt 
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werden, wenn hierüber ein Einverständniss zwischen dem Ver- 
besserer und dem ersten Erfinder, oder mit anderen Worten, die 
Einwilligung des letzteren hierzu nachgewiesen wird. Für die 
übrigen zwei Drittheile der Dauer des Erfindungspatentes würden 
sodann diejenigen Bestimmungen Platz greifen können, welche 
Artikel 15 des neuen belgischen Gesetzes enthalten sind," — so 
muss dem erwidert werden, dass jene Vermittlung, welche oben 
als Aufgabe der Gesetzgebung hingestellt ist, eben durch kein 
Gesetz auch nur annähernd erreicht werden kann. 

Ein Gesetz, welches Erfindungspatente auf 15 Jahre statuirt, 
während der ersten 5 Jahre des Palentlaufes aber auf Verbesse- 
rungen der patentirten Erfindung Dritter kein Patent verleiht, 
ausser im Falle des nachgewiesenen Einverständnisses zwischen 
dem letzteren und dem ersten Patentträger, und welches für die 
weiteren 10 Jahre die Verleihung des Verbesserungspatentes von 
jener Vorbedingung nicht abhängig machen wollte, würde in den 
meisten Fällen die Wirkung haben, dass die fragliche Erfindung 
gegenüber den erfundenen vielleicht sehr wesentlichen Verbesse- 
rungen in den ersten 5 Jahren einen mit den Interessen des in- 
dustriellen Fortschrittes nicht vereinbaren Schutz geniesst, dass 
dieselbe dann aber von vielleicht sehr unbedeutenden Verbesse- 
rern aufs Unrechtmässigste ausgebeutet wird, während vielleicht 
die hohe Patenttaxe in Annuilätenzahlungen fortgeht. 

K.'s Vorschlag, für die weiteren 2 Drittheile des Patentlaufes 
die Bestimmungen des Art. 15 des neuen Belgischen Gesetzes 
Platz greifen zu lassen, bedeutet nichts Anderes, als auch für 
diese Zeit noch die Ertheilung des Verbesserungspatentes an die 
Voraussetzung des Einverständnisses zwischen dem Verbesserer 
und dem Erfinder zu knüpfen; denn die betr. Bestimmung des 
Art. 15 des Gesetzes vom 24. Mai 1854 lautet : 

„Toutefois, si le possesseur du nouveau brevet n'est pas 
le breveU principal, il ne pourra, sans le consentement de ce 
dernier, se servir de la dicouverte primitive, et riciproquement, 
le breveti principal ne pourra exploiier le perfectionnemenl 
sans le consentement du possesseur du nouveau brevet. u 

In diesem Falle aber sind die Verbesserer die ganze Zeit 
des Patentlaufes hindurch aufs Unrechtmässigste beschränkt, und 
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kann das industrielle Publikum möglicher Weise durch „lucrum 
cessans" einen sehr erheblichen Nachtheil erleiden. 

Wir sehen: die Ertheilung von Verbesserungspatenten ist 
eine unumgängliche Consequenz des Prinzipes des Patentschutzes ; 
in der Ausführung aber führt diese Consequenz zu Schwierigkeiten 
und Bedenken, welche nicht zu heben, oder zu lösen sind, und 
eben desshalb einen Beweis mehr für die Unausführbarkeit des 
ganzen Prinzipes abgeben. 

§• 6. 

Zu ähnlichen Resultaten würde man bei näherer Beleuchtung 
jedes einzelnen Paragraphen der verschiedenen Patentgesetze 
kommen« Es sei uns vergönnt, diess nur noch an einem augen- 
scheinlichen Beispiele darzuthun: 

Ad 2. Anlangend • die der Ertheilung, von Erfindungspatenten 
nach Eingang des Patentgesuches vorhergehenden Maassregeln, so 
stehen sich in den Gesetzgebungen der überhaupt Patente ver- 
leihenden Staaten zwei Systeme schroff gegenüber, und weder die 
Wissenschaft, noch die Praxis hat über die Richtigkeit des einen 
oder des anderen vollgültig und in letzter Instanz zu entscheiden 
vermocht. 

Eine formelle Vorprüfung des Patentgesuchs schreiben 
nahezu alle Gesetzgebungen vor; dieselbe ist zweifelsohne schon 
aus wohlfahrts-, sicherheits- und gesundheitspolizeilichen Rück- 
sichten geböten. 

Die materielle Vorprüfung, d. h. die Prüfung der Neuheit 
und Eigentümlichkeit, oder gar der Bedeutsamkeit der Erfindung 
für die Entwicklung der Industrie, besteht noch in Preussen, Han- 
nover, Württemberg , Holland, Russland, fakultativ ausgesprochen 
in Schweden, ferner in den Vereinigten Staaten von Nordamerika, 
Sardinien, Kirchenstaat. 

In der Literatur des Patentwesens gibt es nur noch wenige 
Vertheidiger des Präventivsystemes. Unter den hervorragendsten 
befindet sich Mo hl (Ztschr. f. Rechtswissenschaft etc. Bd. XXV, 
Hfl. 1, 1852). Die neuesten deutschen Schriftsteller, Klein seh rod, 
a. a. 0. §. 13 und E. Stolle in dem von 0. Hübner heraus- 
gegebenen Werke: „die einheimische und ausländische Patentge- 
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setzgebung zum Schütze gewerblicher Erfindungen, Leipzig, Heinr. 
Hübner, 1855," -erklären sich für das Repressivsystem, erslerer 
unumwunden und ausdrücklich, letzterer, da das genannte Werk 
überhaupt nur ein, übrigens sehr verdienstliches, Sammelwerk ist, 
nur in beiläufigen Anmerkungen und Noten, sowie durch die Art 
der Zusammenstellung der verschiedenen Ansichten. 

Fragen wir endlich auch die Praktiker, so haben wenigstens 
Englische Industrielle, welche im Jahre 1851 von einem Aus- 
schusse des Britischen Oberhauses unter Anderem über diesen 
Punkt gutachtlich vernommen wurden, sich fast einstimmig, für die 
materielle Vorprüfung ausgesprochen. (Vgl. Stolle a. a. 0. S. 181.) 

Ueberhaupt zeigen Praktiker keine besondere Vorliebe für 
das Repressivsystem, wie auch daraus hervorgeht, dass von den 
Preussischen Gewerberäthen, welche im Jahre 1850 über die von 
der polytechn. Gesellschaft zu Berlin verfassten und dem letzteren 
Systeme huldigenden Vorschläge zur Reform der Preuss. Patent- 
gesetzgebung gutachtlich vernommen Wurden, bei weitem die 
meisten wenn nichts Anderes, so doch, dass im §. 2 jener Vor- 
schläge das Repressivsystem vertreten werde, an der Vorlage zu 
rügen fanden. 

Betrachtet man die Eigentümlichkeit beider Systeme genauer, 
so ergibt sich, dass an beiden wesentliche Mängel haften, Mängel, 
welche in dem falschen Prinzipe ihren Grund haben, aus welchem 
das Institut der Patente überhaupt hervorgegangen, und, welche 
die Nachtheile dieses Institutes nur evidenter hervorheben. Zu- 
gleich aber wird jene Betrachtung ergeben, dass eben auch we- 
gen dieser Mängel kein Patentgesetz im Stande ist, seine Aufgabe, 
die des Schutzes, der Belohnung, der Förderung des Erfindungs- 
geistes, zu lösen. 

Was zuvörderst das Präventivsystem anlangt, so ist es un- 
schwer, nachzuweisen, dass zuverlässige Resultate der materiel- 
len Vorprüfung, wenn dieselbe sich auch nur auf die Neuheit 
und Eigentümlichkeit erstreckt, heutzutage nicht zu ermöglichen 
sind, und dass die Zweckmässigkeit und Bedeutsamkeit einer Er- 
findung, vor deren Ausführung in grösserem Maasstabe, nur in den 
seltensten Fällen annäherungsweise sicher beurtheilt werden kann. 

Nicht nur in grösseren, auch in kleineren industriellen Staa- 
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ten werden täglich, man möchte sagen, stündlich Erfindungen im 
Gebiete der Technik gemacht. Die meisten Urheber solcher Er- 
findungen denken gar nicht daran, ein Patent zu lösen; noch 
weniger wird ihre Erfindung sofort nach deren Ausfuhrung durch 
die Presse, oder sonstwie, veröffentlicht. Meist werden selbst 
kleinere Gewerbsvortheile eine Zeit lang verheimlicht; bald frei- 
lich gehen sie von Werkstätte zu Werkstätte, von Arbeitssaal zu 
Arbeitssaal, immer aber ohne dem nicht unmittelbar interessirten 
Publikum bekannt, und ohne sofort in polytechnischen Journalen etc. 
veröffentlicht zu werden. Letzteres geschieht erst später, nach- 
dem, sich die Erfindung vollständig bewährt hat. 

Die Prüfung der zum Patent angemeldeten Erfindung mag, 
wer immer, vornehmen ; es wird ihm geradezu unmöglich sein, 
sich darüber zu vergewissern und mit Bestimmtheit anzugeben, 
ob nicht in gewissen Kreisen dieselbe Erfindung schon längst in 
Ausführung und Ausübung besteht. Es bleibt ihm meist nichts 
übrig, als die Einsichtnahme der polytechnischen Journale, En- 
zyklopädieen, gewerblichen Zeitschriften und der Repertorien der 
bereits ertheiltcn Patente. Dieses Material ist aber heutzutage so 
massenhaft geworden, dass dem fleissigsten und umsichtigsten 
Leser nur zu leicht entgeht, was er sucht. Fände er einmal 
wirklich die Beschreibung einer Erfindung, welche der zu paten- 
ttrenden kongruent scheint, so würde die Vergleichung beider 
wieder Recherchen und Arbeiten nöthig machen, welche, wie 
diess in der Natur der Sache liegt, nur in den seltensten Fällen 
zu einem genügenden Resultate führen, immer aber vielfache 
Aufwände an Zeit und Geld verursachen würden. 

Alle diese Schwierigkeiten, welche es schon heute einer 
Patentkommission unmöglich machen, sich darüber, ob eine Er- 
findung neu und eigentümlich sei, ein zuverlässiges Urtheil zu 
bilden, können auf keine Weise überwunden werden, ja sie wach- 
sen immer mehr; denn in demselben Maasse, in welchem sich 
der Umfang der Literatur vermehrt, verringert sich deren Ueber- 
sichtlichkeit trotz aller Repertorien, und, je mehr sich die Industrie 
überhaupt entwickelt und verbreitet, desto grösser wird die Mög- 
lichkeit, dass sich bereits ausgeführte Erfindungen der Wahrneh- 
mung der Prüfungsbehörde entziehen, 
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Nun wird zwar auch da, wo das Präventivsystem angenom- 
men ist, mit der Ertheilung des Patentes der Vorbehalt der Zu- 
rücknahme für den Fall, dass die Voraussetzung der Neuheit und 
Eigenthumlicbke.it nicht zutrifft, verbunden. Muss aber von diesem 
Vorbehalte Gebrauch gemacht weiden, — und dergleichen Fälle 
sind nicht selten, und werden mit der wachsenden Schwierigkeit 
der Vorprüfung immer häufiger vorkommen — so beeinträchtigt 
dicss das Vertrauen zu der Behörde in bedenklicher Weise. 

Aber — kann man entgegnen — alle diese Bedenken gegen 
das Präventivsystem berühren nicht das Interesse des Publikums, 
sondern beziehen sich nur auf die Verhältnisse der Patentbehörde, 
deren Thätigkeit durch die Pflicht der Vorprüfung sehr beträcht- 
lich vermehrt und erschwert wird. 

Sieht man auch davon ab, dass es eine sehr unerfreuliche 
Aufgabe Tür die Behörde ist, Illusionen der Patentsuchenden durch 
die Zurückweisung täuschen zu müssen, so muss man doch in 
Betracht ziehen, dass es für den Erfinder wenig ermuthigend ist, 
sich sagen zu müssen, dass die Ertheilung des ersehnten Paten- 
tes, dass die Anerkennung seiner Erfindung in der Hand einer 
Behörde liege, die, wie sorgsam sie auch immer bei der Prüfung 
zu Werke gehen mag , doch unter allen Umständen über die Neu- 
heit und Eigentümlichkeit der Erfindung, also über die Bedin- 
gungen der Patenterlheilung, sich zu vergewissern nicht im Stande, 
und vielfachem Irrthume ausgesetzt ist ; so wird man ferner nicht 
umhin können, das, auch gegenüber dem industriellen Publikum, 
als einen wesentlichen Mangel des Präventivsystems anzuerken- 
nen, dass bei Anwendung desselben eine Zurückweisung wirklich 
neuer und eigenthümlicher, auch bedeutsamer Erfindungen nicht 
ausgeschlossen ist, vielmehr bei der Schwierigkeit der Prüfung 
ein solcher in seinen Consequenzen oft tief einschneidender Irr- 
thum verhällnissmässig häufig vorkommen muss. 

In den Jahren 1848 — 1850 gingen nach einer im mechanic 
magazine pro August 1851 enthaltenen Notiz in Nordamerika 
5776 Patentgesuche ein. Davon wurden 3045, also über 52 % 
zurückgewiesen. Sollten unter diesen 52 % auch nur 5 % zu- 
rückgewiesen worden sein auf Grund eines, übrigens verzeihlichen, 
Irrthums, und sollte, in Folge eines eben so leicht möglichen und 
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eben so verzeihlichen Irrthums, ein etwa ebenso grosser Theil 
der eitheilten Patente für in der That nicht neue und eigenthüm- 
liche Erfindungen ertheilt worden sein, so wären in Folge des 
Gesetzes eine Menge von Ungerechtigkeiten begangen worden, 
welche die Vortheile des Patentwesens in der That als rein illu- 
sorisch erscheinen lassen. 

Da die Möglichkeit und sogar die Wahrscheinlichkeit solcher 
Irrthümer bei dem Präventivsysteme vorhanden ist, müssen wir 
dasselbe als gefährlich, und dessen Handhabung als der Absicht, 
welche man bei Ertheilung von Erfindungspatenten überhaupt im 
Auge hat, entgegenwirkend, ansehen. 

Durch das Repressivsystem will man daher allen jenen 
Nachlheilen begegnen. Es soll — so fordern die meisten, diese 
Materie behandelnden Theoretiker; so bestimmen die meisten und 
insbesondere die neuesten Patentgesetze — jedes Patentgesuch 
berücksichtigt, jedem Nachsuchenden ein Patent ertheilt werden, 
wenn nur die Erfindung überhaupt patentfähig, d. h. nicht ein 
blosses wissenschaftliches Prinzip, oder nicht eine Erfindung ist, 
deren Ausführung aus gesundheits-, wohlfahrts- und sicherheits- 
polizeilichen Rücksichten nicht befördert werden darf. Es soll 
Jedem, welcher durch das Patent sich verletzt fühlt, Jedem, der 
ein früheres Recht auf Schutz zu haben, oder gegen die Paten- 
tirung der späteren Erfindung Rechtsgründe gellend machen zu 
können vermeint, der Weg des Protestes freigestellt, es soll ihm 
unbenommen sein, seine Ansprüche wann und wie er will, klag- 
und protestweise geltend zu machen '). 

Den wesentlichsten Mängeln des Präventivsystemes begegnet 
man allerdings auf diesem Wege; man erspart sich die mühsame, 
unsichere und kostspielige materielle Vorprüfung; man täuscht 
keine, weder begründete, noch unbegründete, Hoffnungen der Pa- 
tentsuchenden ; man schreckt weniger Erfinder zurück; man vor- 



1) Vgl. namentlich Weinlig in Rau's Arch. d. pol. Oek. Bd. I, 1843, 
S. 249 und 250. Ammermüller in der Zeitschrift für Staatswissenschaft. 
Bd. III, 1846, S. 572, ff. Jobard, Organon de la propritite intellecluelle. 
Paris et Bruxelles 1851. Krauss, Geist der Ostreich. Patentgesetzgebung. 
Wien 1838. 
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enthalt dein Publikum nicht irrthümlicher Weise für patentunfähig 
gehaltene Erfindungen. 

Aber — so sehr auch in der neueren Zeit eine dem Re- 
pressivsystem günstige Richtung sich geltend macht — man kann 
ans dieser Erscheinung nicht auf die absolute Vorzüglichkeit die- 
ses Systemes schliessen, und wir möchten dasselbe nicht einmal 
als das kleinste von zwei Uebeln, sondern nur als das nach der 
jetzigen Zeitrichtung erträglichere ansehen. Eine eingehendere 
Betrachtung wird ergeben, dass auch dieses System unhaltbar, 
dass auch eine diesem Systeme huldigende Gesetzgebung nicht, 
oder nur auf Kosten wichtigerer Interessen, im Stande ist, den Er- 
findungsgeist anzuregen, zu fördern, den Erfinder zu belohnen. 

In den Staaten des Repressivsystemes erhält der vermeint- 
liche Erfinder eines perpetuum mobile — jeder, der mit den Ge- 
schäften einer Patenlbeliörde nur einigermaassen bekannt ist, wird 
erfahren haben, dass das perpetuum mobile hier fortwährend eine 
grosse Rolle spielt — auf sein Gesuch sofort ein Patent. Um den 
Erfindungsgeist anzuregen, den Erfinder zu belohnen, schützt der 
Staat also eine Erfindung, von der alle Welt weiss, dass sie das 
Erzeugniss eines unklaren, vielleicht überspannten, Kopfes ist. 
Wenn diese müssige Erfindung desselben Schutzes geniesst, des- 
sen die mule Jenny einstens sich zu erfreuen hatte, so liegt darin 
eine Unverhältnissmässigkeit, welche nicht geeignet sein kann, 
Achtung vor dem Patentinstitute und der Patentbehörde zu er- 
zeugen. 

Die Ansicht, dass die in dem Patente enthaltene Beschrän- 
kung und Ausnahmebestimmung gerechtfertigt werden müsse, wenn 
nicht durch die Nützlichkeit und Bedeutung, so doch wenigstens 
durch die Neuheit und Eigentümlichkeit der Erfindung, ist so 
natürlich und desshalb so populär, dass das Publikum von vorne- 
herein vor einer patentirten Erfindung Achtung hat und dass der 
Patentstempel auf einer Maschine, oder einem Fabrikale jene, wie 
dieses in den Augen des Publikums empfiehlt. Diess ist in den 
Staaten des Repressivsyslems ebenso der Fall, wie in denen des 
Präventivsystenies. Welcher spekulative Kopf möchte nicht aus 
dieser, den patentirten Erfindungen günstigen, Volksmeinimg Nutzen 
ziehen ?' Und in der That finden wir überall, wo das Repressiv- 
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System Geltung hat, dass das Publikum durch solche spekula- 
tive Köpfe vielfach getäuscht und hintergangen wird. In Frank- 
reich und England gibt es Erfinder und Patentkommissionaire von 
Profession. Diese Leute gehen darauf aus, das Publikum zu be- 
trügen, und das Gesetz autorisirt sie zu diesem Handwerke, in- 
dem es Patente ertheilt ohne alle Vorprüfung. 

Ferner: In den Staaten des Repressivsystems wächst die 
Zahl der Patente fast von Jahr zu Jahr bedeutend. In Frankreich 
wurden ausgegeben: im Jahre 1848: 1291, i. J. 1849: 1953, 
1850: 2272, 1851: 2462, 1852: 3279, 1853: 4065 Patente. 
Nehmen wir an, dass in den 4 Jahren 1854 — 57 auch nur je 
4065 Patente ertheilt wurden, so wären, da vom 9. Okt. 1844 
bis Ende 1847 9075 Patente ausgegeben worden waren, und, da 
mindestens 95 % von allen Patenten in Frankreich fünfzehnjährige 
Fristen haben, im Anfange dieses Jahres etwa 38,629 Patente im 
Umlauf gewesen. Selbst angenommen, dass diese Zahl durch Er- 
löschung und Zurückziehung, sowie durch erfolgreiche Anfechtung 
bis auf die Hälfte reduzirt worden sei , so wäre doch das ge- 
werbliche Leben und der gewerbliche Fortschritt durch diese 
immer noch sehr bedeutende Zahl gewerblicher Monopolien in 
sehr bedenklicher Weise gehemmt. 

Während man sonst mit Recht bemüht ist, die gewerblichen 
Monopolien, selbst mit erheblichen Opfern für die Staatskasse, 
zu beseitigen, öffnet man durch das Patentgesetz, welches keine 
Vorprüfung kennt, dem Monopolunwesen Thür und Thor, ohne 
auch nur zu fragen, ob denn besondere Gründe vorhanden seien, 
welche die für den allgemeinen Gewerbebetrieb mit den Mono- 
polen stets verbundenen Nachtheile aufzuwiegen vermögen. 

In dieser Ausdehnung wird der Schutz, den das Patent 
verleihen soll, begreiflicher Weise illusorisch. Durch diesen 
Schutz will man zu Erfindungen anregen. Auch von Staatswegen 
wird derselbe also als etwas Wünschenswertes hingestellt. Wel- 
cher Erfinder aber möchte diesen Schutz noch für begehrenswert 
ansehen, da er sich darüber in der That keinerlei auch nur an- 
nähernde Gewissheit zu verschaffen vermag, ob seine Erfindung 
nicht schon unter den tausenden sich befindet , welche das Pa- 
tent-Repertorium als patentirt ausweist? Wer möchte noch mit 
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Hinblick auf den in Aussicht stehenden Schutz 
Kosten and Zeit aufwenden , um eine Erfindung in's Leben zu 
rufen, wenn er sich sagen muss, dass, zu einer Zeit, wo die 
mit vielen Opfern hervorgerufene und in's Werk gesetzte Er- 
findung vielleicht 'eben erst anfangt, lukrativ zu werden, gegen 
das schützende Patent reklamirt, und die Ausfuhrung dem ver- 
meintlichen einzigen Erfinder von dem Träger eines Patentes 
von früherem Datum untersagt werden kann ? 

Es liegt — um auch diess noch anzuführen — in der 
Tendenz jeder Patentgesetzgebung, dass die palentirte Erfindung 
nach Ablauf des Patentschutzes, Gemeingut werden soll. Das 
Repressivsystem macht auch diese Tendenz zu Nichte. Wird 
für jede als neu ausgegebene Erfindung ein Patent ertheilt , so 
ist es dem Erfinder, oder dein Patentkommissionair von Profes- 
sion unbenommen, auf die Erfindung, für welche das Patent eben 
abgelaufen ist, sich, nachdem er die letztere durch Zusätze und 
Abänderungen vielleicht nur sehr unwesentlich umgestaltet hat, 
sofort wieder ein Patent geben zu lassen , was sicherlich bei 
denjenigen Gegenständen oft vorkommt, welche in Folge des 
Patentschutzes einigen Gewinn abzuwerfen pflegen. Nun statuirt 
zwar das Gesetz jede Reklamation gegen dieses Verfahren. Be- 
vor indess eine solche Reklamation angebracht wird , können 
Jahre vergehen', in denen der unrechtfertige Patentinhaber un- 
rechtmässigen Gewinn zieht, das Publikum aber um die Vortheile 
betrogen wird, welche ihm nach dem Gesetze aus dem Ablaufe 
des ersten und rechtmässigen Pa'entes erwachsen sollten. 

Als ein Mittel, um dem mit den Patenten getriebenen Miss- 
brauch entgegenzuwirken, führen die Freunde des Repressiv- 
systems die Bestimmung hoher Patenttaxen an. Soll dieses Mittel 
wirken, so mnss die Abgabe hoch gegriffen sein ; aber dann lei- 
det auch der redliche Erfinder darunter und wird mancher arme 
erfinderische Gewerbsmann verbindert, sich des, wenn einmal 
Patente bestehen , gerade ihm am meisten gebührenden Patent- 
schutzes theilhaftig zu machen; dann wird jeder in der That 
verdienstliche Erfinder ganz empfindlich besteuert und vielleicht 
genöthigt, sich wegen Mangels eigner Mittel dem bemittelten 
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Spekulanten in die Arme zu werfen, der die Erfindung für sich 
auszubeuten kein Bedenken hat. 

In der That giebl es kein Mittel, um zu verhüten, dass, 
wo die Vorprüfung ausgeschlossen ist, das Patentwesen seiner 
eigentlichen Bestimmung völlig entfremdet , dass es sogar ein 
Hemmschuh für die industrielle Entwicklung und eine bequeme 
gesetzliche Handhabe für das Industrierittcrthum werde. 

Resultate aus dem Vorhergehenden. Rückblicke 
auf die Beweisführung. 

§• 7- 
Wenn so aus dem Vorhergehenden sich ergiebl: 

1) dass das Institut der Patente weder nöthig, noch tauglich 
ist zur Beförderung des gewerblichen Fortschrittes , zur 
Anregung und Belohnung des Erfindungsgeistes, und dass 
die Patente als Ausnahmsgeselze , welche Zweckmässig- 
keitsrücksichten nicht rechtfertigen , und vernünftige Mo- 
tive nicht stützen , mehr Nachtheile , als Voiiheile im Ge- 
folge haben ; 

2) dass alle Palenlgesetze , da sie konsequenter Weise auch 
Verbesserungspalente statuiren müssen , nicht im Stande 
sind, den Nachtheilen zu begegnen, welche aus dem In- 
stitute der Verbesserungspatente dem Publikum sowohl, 
wie den Erfindern erwachsen, und, da sie, sie mögen nun 
das System der Vorprüfung oder das Anmeldeverfahren 
wählen, mit keinem dieser beiden (einzig möglichen) Sy- 
steme den Interessen des industriellen Publikums gerecht 
werden können , eben deshalb an sehr erheblichen und 
unvermeidlichen Mängeln leiden: 

so kann es keinem Zweifel unterliegen, dass für das Fortbestehen 
der Erfindungspatente ein erheblicher Grund nicht vorhanden ist, 
während zahlreiche Gründe deren Abschaffung wünschenswerth 
erscheinen lassen, 

§• 8. 
Das Beweisverfahren, welches zu diesem Schlusssatze führt, 
ist nicht dasjenige, dessen die Anhänger der unbedingten Frei- 
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heit der Gewerbe sich bedienen. Wenn R. Mohl') sagt: „Die 
gänzliche Verwerfung aller Patenlirung ist ein ganz folgerichtiger 
Satz des Systemes einer unbedingten Freiheit der Gewerbe und 
der unbeschränkten, ganz unorganischen Mitwerbung", so geben 
wir das zu, da die Vertheidiger der unbeschränkten Gewerbe- 
freiheit allerdings auch die Patente abgeschafft wissen wollen. 
Wenn er aber fortfährt: „sie" — die Verwerfung aller Palen- 
tirung nämlich — „stehl und fällt also mit dieser ganzen Lehre", 
so kann diess nicht zugegeben werden, da man bei dem grössten 
Konservativismus und bei vollständigem Anerkenntniss der Not- 
wendigkeit gewisser Beschränkungen im gewerblichen Leben, 
aus anderen, aus rein praktischen Gründen, Gegner des Patent- 
schutzes sein kann. 

Die obigen Gründe gegen den Patentschutz haben mit den 
Prinzipien der unumschränkten Gewerbfreiheit nichts gemein ; sie 
sind nicht aus der ünrechlmässigkeit und der Unzweckmässigkeit 
gewerblicher Beschränkungen überhaupt , sondern aus der Un- 
möglichkeit der Förderung und Belohnung des Erfindungsgeistes 
durch den Patentschutz hergenommen , welcher letztere , da er 
sein Ziel verfehlt u n d dabei das Publikum benachlheiligt , als 
unzulässig darzustellen versucht worden ist. 

Man kann mit Mohl, welcher übrigens, wie aus dein Inhalte 
des mehrcitirten Aufsatzes erhellt, und, wie aus mehreren Stellen 
desselben sehr klar ersichtlich ist , keineswegs als ein warmer 
Vertheidiger , vielmehr als ein prinzipieller Gegner des Patent- 
schutzes sich kund gielil, und den letzteren nur bedingt und für 
gewisse Zeiten und Länder aufrecht erhalten wissen will *)> die 
Theorie der Gewerbefreiheit für eine „Theorie von sehr zwei- 
felhafter allgemeiner Richtigkeit theils aus wirtschaftlichen, theils 
aus staatlichen und gewerblichen Gründen" erklären; man kann 
mit ihm jene Theorie „jedenfalls nur in einem bestimmten Sta- 



t) R. Mohl in der krit. Zeitschrift für Rechtswissenschaft Bd. XXV. 
Hft. 1. 1852. S. 109 ff. 

2) In dieser Beziehung hat Mohl seine Ansicht geändert. Vergl. die 
Polizeiwissenschaft, Tübingen 1833, Bd. II. $. 143. Freilich haben sich seit 
1833 auch die Zeiten geändert. 

Zeiucbr. für Staatsw. 1S6S. 1* Hefl. 3 
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dium der wirthschafllichen Entwicklung der Völker, welches auf 
dem Festlande noch nicht erreicht ist, für anwendbar erachten", 
und dennoch ein Gegner des Patentschutzes sein. 

Gerade dass man von Seiten der Gegner des Patentschutzes 
immer nur der Prinzipien der Geweibefreiheit zur Bekämpfung 
des Patentschutzes sich bedient hat, hat den Verthcidigern des 
letzleren leichtes Spiel gemacht, und den Streit auf ein unsiche- 
res Gebiet geführt. 

Die Praktiker gehen auch von jenen Prinzipien nicht aus, 
wenn sie sich gegen den Patentschutz erklären ') , während die 
zahlreichen Theoretiker, welche sich für den Patentschulz aus- 
sprechen, viel zu theoretisch zu Werke und entweder nur von 
der Annahme eines Rechtes des Erfinders auf Patentschutz '), 
oder aber von dem von ihnen als eines Beweises kaum bedürf- 
tig hingestellten Satze ausgehen, dass der Erfindungsgeist eines 
gesetzlichen Schutzes bedürfe, und derselbe auf andere Weise 
ihm nicht zu gewähren sei, als durch Erfindungspalcnle 3 ). 



II. Theil. 

Notwendigkeit der Reform des deutschen Patentwesens. 
Andeutungen Aber die leitenden Grundsätze dieser Reform. 

Einleitung. 

§• 9. 
Im I. Theile dieser Abhandlung hatten wir uns die Aufgabe 
gestellt, die gegen alle Erlheilung von Erfindungspatenten be- 
stehenden Bedenken zu erörtern. 



1) Vcrgl. d. Ansichten W. Cubitt's, Merker's, J. L. Prewost's, H. Lloyd's 
Brunel's, J. Fairrie's, R. A. Macfie's in Stolle, Die einheimische und ausl. 
Gesetzgebung S. 174. 179. 180. 181. 

2) Jobard, Nouvetle economie sociale ou monautopol industriel etc. 
Paris 1844. Titliere, Tratte theorelique et pralique de» brevet« d'invention. 
Bruxelles et Leipzig. 1854. 

3) Weinlig, Rau's Archiv d. pol. Oecon. ß. I. 1843. Ammermül- 
ler, staatswiss. Ztschr. Bd. III. 1846. Krauss, Geist der östreioh. Ge- 
setzg. Wien 1838. Carpmael, The law of Patents. London 1852. 
v. Kleinschrod a. a. 0. S. 13 ff. 
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Es musste diese Erörterung mit einem dem Patentwesen 
Überhaupt ungünstigen Resultate abgeschlossen werden. 

Unter diesen Umständen mag es befremden , dass wir uns 
in einem weiteren Theile der Abhandlung noch mit der Reform 
des deutschen Patentwesens befassen und Andeutungen über die 
leitenden Grundsatze einer solchen Reform zu geben versuchen 
wollen. 

Wäre es auch konsequenter, den theoretischen Erörterungen 
des 1. Theiles nun die Forderung der Abschaffung aller Patent- 
gesetze folgen zu lassen , so stehen doch selbst abgesehen von 
den noch herrschenden verschiedenartigen Ansichten über den 
Werth der Erfindungspatente , abgesehen davon , dass der Streit 
hierüber noch nicht ausgekämpft ist, der Abschaffung aller Er- 
findungspatente in irgend einem einzelnen Staate zur Zeit noch 
so wesentliche Bedenken entgegen, dass die konsequente 
Forderung aus unseren früheren Erörterungen nur als ein from- 
mer Wunsch sich darstellen würde, und es angemessener scheint, 
zunächst nur im Interesse der Reform des deutschen Patentwe- 
sens thätig zu sein. 

Da ein Patent für viele Gewerbtreibende noch immer als 
etwas Wünschenswertes erscheint, und die ererbte und tief ge- 
wurzelte Gewohnheit noch immer den Erfinder sehnsüchtig nach 
dem Patentstempel verlangen lässl, So dürften , wenn z. B. die 
zum grossen deutschen Zollvereine gehörigen Staaten heute eine 
Vereinigung treffen wollten, wonach keiner derselben fernerhin 
Patente zu verleihen befugt wäre, allerdings viele Erfinder mit 
ihren Erfindungen sich in's Ausland wenden, um dort Patente zu 
suchen, und die inländischen Regierungen würden dem Tadel, 
dass sie die inländische Industrie vor solchen angeblichen Ver- 
lusten nicht schützen, ohne Zweifel nicht entgehen. 

Das Beispiel der Schweiz, in welcher Erfindungspatente 
nicht verliehen werden, ist, wegen der Kleinheit des Gebietes 
zu einem rechtfertigenden Hinweise nicht geeignet. 

Die Abschaffung aller Erfindungspatente erscheint als eine 
Aufgabe des internationalen Verkehrs; diese Aufgabe 
wird dereinst — sei es auf dem Wege des Vertrages, sei es 

3* 
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auf dem des stillschweigenden Einverständnisses — , zum Segen 
der Industrie sicher gelöst werden. 

Inzwischen erscheint es geboten, auf dem Wege der Re- 
form der Patentgesetzgebung jenem Ziele entgegenzustreben. 

Die leitenden Prinzipien solcher Reförmbestrebungen werden 
doppelter Natur sein, nämlich einmal in der Herbeiführung gleich- 
massiger Bestimmungen über (bis Patentwesen , und dann in der 
möglichsten Beschränkung des Patentschutzes unter gleichzeitiger 
Berücksichtigung des Interesses des Publikums, wie der Erfinder 
und in der thunlichslen Vereinfachung der mit der Verwaltung 
des Patentwesens verknüpften Geschäfte, sowie in der Zugäng- 
lichmachung und Kundgebung aller das Publikum interessirenden 
Akte der Patentverwallung bestehen müssen. 

Wir legen ganz besonderes Gewicht auf die Anbahnung der 
Gleichförmigkeit der paten Iges etzlichen Bestim- 
mungen im Gebiete des deutschen Bundes ') und es. soll daher 
im Nachstehenden eine Darstellung der in dieser Beziehung noch 
bestehenden Verschiedenheit und der Nachtheile derselben, zu- 
gleich aber der Nachweis zu erbringen versucht werden , dass 
die Uebereinstimmung der Palenlgesetze über das Gebiet des 
Zollvereins hinausgehen und die sämmtlichen Bundesstaaten um- 
fassen muss. 

Zu dem Ende schien es nicht unangemessen , über Entste- 
hung und Zweck der zwischen den Zollvereinsstaaten bestehenden 



1) Schon Wiek, Grunds, des Patentwesens. Wichtigkeit der Erfin- 
dungs- und Einfiihrungspatente etc. Chemnitz 1839, forderte eine allgemeine 
Patentgesetzgebung für Deutschland. Ebenso und noch dringender von 
Davis, die Arbeiten und ihre Ermunterungen in staatswirthschaftlicher Hin- 
sicht inHarl's neuem allgem. Staats- und gewerbswissenschaftl. Archiv etc. 
Bd. II. Hft. II. S 173 ff. — v. Davis empfiehlt die Ertheilung von Paten- 
ten für alle deutsche Staaten durch die d. Bundesversammlung, was wegen 
der staatsrechtl. Stellung dieser Versammlung zu den Einzelstaaten und um 
deswillen nicht wohl ausführbar sein dürfte, weil die Ertheilung von Erfin- 
dungspatenten in den meisten deutschen Staaten als ein privilegienhoheit- 
licher Akt der souverainen Landesherrn angesehen wird. 

Ein Mehreres, als w. u. im §. 12 vorgeschlagen, dürfte zur Zeit wohl 
kaum zu erlangen sein. 

Vergl. auch W e i n 1 i g ' s mehrcitirte Abhandlung in Kau u. Hanssen's 
Archiv, N. F. Bd. I. S. 253 ff. 
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Uebereinkunfl vom 21. Septbr. 1842 episodisch einige Notizen 
einzufügen. Die Geschichte der Entstehung der Uebereinkunfl 
würde für die Beurtheilung dieses Vertrages, welchen man für 
eine bereits genügende Festsetzung zu halten hie und da ge- 
neigt ist, sehr erspriessliches Material bieten und es würde eben 
deshalb eine Veröffentlichung der fraglichen Konferenzverhand- 
lungen sicher nicht ohne Interesse sein. 

Die Uebereinkunfl vom 21. September 184 2. 

§. 10. 

In vielen der zum grossen deutschen Zollvereine verbunde- 
nen, natnenllich den grösseren d. Bundesstaaten, bestanden schon 
vor dieser Vereinigung Erfindungspatent-Gesetze. 

In Berücksichtigung dessen , und wegen der Bedeutsamkeit 
des Palentwesens auch für die Zollvereinszwecke , geschah im 
Art. 7. des Zollvereinigungs-Vertrages vom 22. März 1833 auch 
der in den kontrahirenden Staaten erlheilt werdenden Erfindungs- 
patente Erwähnung. Nach Z. G. sollen „solche Gegenstände, 
welche ohne Eingriffe in die von einem der kontrahirenden Staa- 
ten ertheiUen Erfindungspatente oder Privilegien nicht nachge- 
macht, oder eingeführt werden können", für die Dauer der Pa- 
tente oder Privilegien von der im Eingange des Art. 7. ausge- 
sprochenen Einfuhr- und Verkehrsfreiheit ausgeschlossen sein. 

Hierüber enthält jedoch der bezügliche Separatartikel 4. pos. 
1. die Vereinbarung, „dass zur möglichsten Beseitigung des in 
den Erfindungspatenten oder Privilegien liegenden Verkehrshin- 
dernisses, in der kürzesten Frist die schon früher vorbehaltene 
Vereinbarung* über gemeinschaftliche Grund sätze wegen 
Bewilligung solcher Palente aus dem Gesichtspunkte getroffen 
werden solle, dass sie in keinem der kontrahirenden Staaten an 
Gegenstände bewilligt werden , die weder neu, noch eigen- 
tümlich sind. 

Auch in den später abgeschlossenen Verträgen sind im We- 
sentlichen gleichlautende Stipulationen enthalten. 

Der in dem citirten Separatartikel bezeichnete Zweck der 
Vereinbarung über gemeinschaftliche Grundsätze wegen Bewil- 
ligung von Patenten wurde schon bei Gelegenheit der Münchener 
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Vollzugsverhandlungen vom Jahre 1834 näher ins Auge gefasst; 
und sind in dem Schlussprotokolle dieser Verhandlungen dieje- 
nigen Punkte zusammengestellt, in welchen damals eine Vereini- 
gung der Ansichten in der angedeuteten Beziehung Statt ge- 
funden hatte. 

Als solche Vereinigungspunkte lassen sich bezeichnen : 1) 
die Annahme der Voraussetzung der Neuheit und Eigentümlich- 
keit der Erfindung Tür die Ertheilung der Erfindungspatente, 2) 
die Beschränkung der in dem Patente liegenden Berechtigung 
auf das Gebiet des patentirenden Staates, 3) die Beschränkung 
des Absatzes einer palentirten Erfindung über die Gränzen des 
patentverleihenden Staates hinaus in einen anderen Vereinsstaat 
auf den Fall, dass dieser Einfuhr und bezüglich dem Verkaufe 
in letzterem Staate ein anderes früher ertheiltes Patent entge- 
gensteht. 

Unseres Wissens ist das Patentwesen nur auf den 5 ersten 
Generalzollkonferenzen Gegenstand der Verhandlung gewesen. 

Es galt, bei diesen Verhandlungen die Festsetzungen des 
Zollvereinigungsvertrages, sowie die des obigen Schlussprotokol- 
les auszubauen und dieselben dem Bedürfnisse des Zollvereines 
anzupassen. 

Der Umfang der durch das Patent ertheilt werdenden aus- 
schliesslichen Berechtigungen bildete selbstverständlich für die 
Vereinbarung den schwierigsten Punkt. Abgesehen hiervon ver- 
einigte man sich im Wesentlichen schon auf der ersten, im Jahre 
1836 zu München abgehaltenen, Konferenz. 

Den weiteren Verhandlungen wurde ein eingehendes Pro- 
memoria zum Grunde gelegt, worin genau vorgezeichnet wurde, 
inwieweit der Zollverein als solcher mit der Patentgesetzgebung 
sich zu befassen habe. 

In dieser Beziehung konnte es sich allerdings nur um eine 
Einigung über diejenigen Punkte handeln, deren verschiedenartige 
Behandlung in den einzelnen Vereinsstaaten die als Grundsatz 
angenommene Freiheit des Verkehres zwischen den Vereinsstaa- 
ten beeinträchtigt haben würde. 

Irrelevant waren von dem Gesichtspunkte der Zollvereini- 
gung aus betrachtet die Bestimmungen über die Art der Vor- 
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prüfung, über die Dauer der Patente, über die Patenttaxen, über 
die Bedingungen, an welche die Ertheilung von Erfindungspaten- 
ten in dem einzelnen Staate sonst noch geknüpft wird; und auch 
in Betreff des Umfanges der im Patente enthaltenen ausschliess- 
lichen Berechtigungen durfte den einzelnen Gesetzgebungen ein 
ziemlich grosser Spielraum gelassen weiden. Die Modalitäten 
der Ertheilung von Verbesserungspatenten konnten im Wesent- 
lichen auch in das Belieben der einzelnen Vereinsregierungen ge- 
stellt und ebenso musste es denselben überlassen bleiben, ob sie 
Patentgesetze geben, oder das ganze Patentwesen der Willkühr 
der Administration überlassen wollten. 

Das obenerwähnte Promemoria bildet nicht nur hinsichtlich 
des Umfanges der Betheiligung des Zollvereins als solchen an 
der Regulirung des Patentwesens, sondern auch hinsichtlich des 
materiellen Inhaltes der festzusetzenden Bestimmungen die Basis 
aller weiteren Verhandlungen, und die Basis der Ucbereinkunft 
vom 21. September 1842. 

Dasselbe ging von der Ansicht aus , dass in dem Patente 
nur ein Minimum von ausschliesslichen Befugnissen zu verleihen, 
und dass das Patent von den Nachtheilen des Monopolwesens 
möglichst frei zu hallen sei. Hierin freilich lag das bedeutendste 
Hinderniss einer raschen Einigung. Man sagte sich, nicht mit 
Ungrund, dass, wenn z. B. für den Palentinhaber das Recht weg- 
falle , den Verkauf von , mit dem patentirten gleichartigen Ge- 
genständen zu verbieten, oder, wenn die Summe der durch das 
Patent verliehenen Befugpisse auf das Recht der ausschliesslichen 
Anfertigung und etwa noch des ausschliesslichen Gebrauches 
des betreffenden Gegenstandes reduzirt werde, der Patentirte in 
der That aus dem Palentschulze wesentlichen Vortheil zu ziehen 
niemals, oder selten in der Lage sein werde. 

Andererseits würde das Zugeständniss des Rechtes, wonach 
der Patentträger jedem Dritten den Verkauf z. B. eines Fabrika- 
tes, welches dem patentirten Fabrikate gleicht, untersagen darf, 
die vertragsmässige Verkehrsfreiheit allerdings nicht unwesentlich 
beschränkt haben. 

Diese Bedenken waren es im Wesentlichen, welche den 
Abschluss der Ucbereinkunft bis zum Jahre 1842 verzögerten. 
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Erst auf der fünften — der Stuttgarter — Konferenz kam 
derselbe zu Stande. 

Die Uebereinkunft selbst ist bekannt, oder in jeder Gesetz- 
sammlung eines Zollvereinsstaates nachzulesen. 

Die oben als aus dem Gesichtspunkte der Zollvereinigung 
irrelevant bezeichneten, trotzdem aber für jede Palentgesetzge- 
bung sehr wichtigen Bestimmungen über die Patentfristen, über 
die Kosten, über die Art der Vorprüfung,, über die Modalitäten 
bei Ertheilung von Verbesserungspatenten, über die Bedingungen, 
an welche in dem einzelnen Staate die Patentertheilung hinsicht- 
lich des Status des zu Patentirenden geknüpft wird , finden in 
dem Vertrage keine Stelle. 

Die Beireffs des Inhaltes und Umfanges der Patentrechte 
bestandenen Differenzen haben in der Uebereinkunft (3. III. und 
IV.) eine Lösung gefunden , welche zwar der die Patenterlhei- 
lung im Interesse der Verkehrsfreiheit einschränkenden Tendenz 
sehr wohl entspricht, kaum »ber noch vereinbar sein dürfte mit 
der Absicht, durch die Ertheilung von Patenten dem industriellen 
Forlschritt Vorschub zu leisten. 

Ein Patent, nach dem strengen Wortlaute der Uebereinkunft 
ertheilt, giebt dem Patentlräger nie, ausser wo es sich um Ma- 
schinen und Werkzeuge für die Fabrikation und den Gewerbe- 
betrieb handelt, ein Recht zum Verbote, oder zur Beschränkung 
der Einfuhr, des Verkaufes und des Absatzes von mit dem pa- 
tentirten übereinstimmenden Gegenständen. Der Patentirte muss 
sich auch den Ge- und Verbrauch von solchen Gegenständen 
unbedingt gefallen lassen. Wo es sich nicht um neue Fabrika- 
tionsmethoden, oder neue Maschinen und Werkzeuge zur Fabri- 
kation handelt, kann der Patentträger höchstens das Recht er- 
langen, den paientirten Gegenstand ausschliesslich anzufertigen, 
oder auszuführen. 

Die Rezeption solcher beschränkenden Bestimmungen in eine 
für alle deutschen Bundesstaaten gleichlautende Patentgesetzge- 
bung würde als ein Fortschritt von allen denen begrüsst werden, 
welche die allmälige Beseitigung des Patentwesens überhaupt für 
wünschenswerth und im industriellen Interesse geboten erachten; 
allein diese Bestimmungen sind , auch von dem bezeichneten 
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Standpunkte aus betrachtet, von geringer Bedeutung, so lange 
sie nur für die Z.V.-Staaten bindend, so lange sie nicht in alle 
Landesgesetzgebungen der deutschen Bundesstaaten Übergegangen 
und hier noch durch andere gleichwichtige Bestimmungen er- 
gänzt sind. 

Hierüber das Nähere im folgenden Abschnitt. 

Die Verschiedenheit der Patentgesetze der deut- 
schen Bundesstaaten. 

§• H. 

Die Uebereinkunft vom 21. Sept. 1842, bei welcher wir aus 
bereits angegebenen Gründen etwas länger verweilen zu müssen 
glaubten, ist das Einzige, was im Bereiche des deutschen Bundes- 
gebietes Tür eine Annahme gleichförmiger Grundsätze über das 
Patentwesen geschehen ist. 

Seit dem Abschlüsse dieser Uebereinkunft haben wir im Ge- 
biete des deutschen Bundes im Betreff der Patentgesetzgebung 
zwischen dem Zollvereins-Gebiete und dem Zollvereins-Auslande 
zu unterscheiden. 

Aber auch für die Zollvereinsstaaten hat dieselbe nichts ver- 
einfacht; sie hat die älteren Patentgesetzgebungen dieser Staaten 
im Wesentlichen unverändert bestehen lassen. Die Tendenz der 
desfallsigen Verhandlungen ging sachgemäss nicht weiter, als bis 
zu der der ganzen Aufgabe des Zollvereins entsprechenden mög- 
lichsten Beseitigung „des in den Erfindungspatenten oder Privile- 
gien liegenden Verkehrshindernisses." Mehrmals im Laufe der 
Verhandlungen soll Seitens einiger Bevollmächtigten darauf hin- 
gewiesen worden sein, dass ein allgemeines Bedürfniss eine wei- 
tergehende Vereinigung, eine Vereinigung namentlich über andere 
grundwesentliche Theile der Patentgesetzgebung und die Herstel- 
lung einer gemeinsamen Patentverwaltung erheische. Man mag 
die Berathung dieser Frage für die Aufgabe der Zollkonferenzen 
fremd und die letzteren für inkompetent erachtet haben zur Ver- 
handlung und Entscheidung über Festsetzungen, die über die 
Zwecke des Zollvereines hinausgehen. 

Eine kurze Betrachtung der wesentlichen, prinzipiellen, wie 
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formellen Verschiedenheiten, welche in den verschiedenen Patent- 
gesetzen der Z.-V.-Staaten nach wie vor bestehen, wird darthun, 
dass die Uebereinkunft von 1842 der deutschen Industrie kaum 
irgendwelche Dienste geleistet hat. 

Nach Satz II der Uebereinkunft sollen in jedem Vereinsstaate 
die Unterthanen der übrigen Vereinsstaaten im Betreff der Ver- 
leihung von Patenten den eignen Unterthanen gleich behandelt 
werden. 

In dem grössten Vereinsstaate wurden nach Z. 1 des Publi- 
kandi d. d. Paris, 14. Okt. 1815 nur Staatsbürgern, oder stimm- 
fähigen Mitgliedern einer Landesgemeinde Palente verliehen. Ein 
Ausländer also, welcher im Königreiche Preussen ein Erfindungs- 
patent erlangen will, muss zuvor das Bürgerrecht in diesem Staate 
erwerben, oder stimmfähiges Mitglied einer Preussischen Gemeinde 
werden. 

Die erwähnte Bestimmung im Satz V der Uebereinkunft bie- 
tet keine Garantie dafür, dass in jedem zum Z.-Vereine gehöri- 
gen Staate die Ertheilung von Erfindungspatenten von ähnlichen 
Voraussetzungen abhängig gemacht wird. 

Satz I der Uebereinkunft bestimmt: „Es sollen Patente über- 
all nur für solche Gegenstände ertheilt werden, welche neu und 
eigenthümlich sind etc." Alin. 1 ebendaselbst heisst es: „Die Be- 
urtheilung der Eigenthümlichkeit und Neuheit des zu patentiren- 
den Gegenstandes bleibt dem Ermessen einer jeden Regierung 
überlassen." 

Hiermit ist dem einzelnen Vereinsstaate die Wahl zwischen 
dem Systeme der materiellen Vorprüfung und dem Anmeldever- 
fahren ganz anheimgestellt, und der Erfinder, welcher in einigen 
oder in allen Vereinsstaaten ein Patent erlangen will, muss sich 
hier die materielle Vorprüfung gefallen lassen, also seine Erfin- 
dung einem heutzutage sehr misslichen Examen aussetzen, wäh- 
rend er dort das Patent zwar ohne diese Prüfung erlangt, aber 
sofort mit der Veröffentlichung des Patentes vielleicht in eine 
Menge lästiger Streitigkeiten mit vermeintlichen oder wirklichen 
Prävenienten verwickelt wird. 

In Preussen gilt nach Z. 3 des Publikandi vom 14. Okt. 1815 
das Präventivsystem. §. 5 der bairjschen Verordn. v. 10. Feb. 1842 
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erklärt die Vorprüfung für nicht erforderlich; desgleichen die k. 
Sächsische Verordnung vom 20. Jan. 1853, wogegen auch in 
Hannover nach §. 274 der Gewerbeordnung vom 1. Aug. 1847 
die Vorprüfung staltfindet. In Württemberg gilt nach Art. 145 
der A. Gew.-Ordnung vom 5. Aug. 1836 das Anmeldeverfahren. 
In den meisten Vereinsstaaten existiren gar keine Patentgesetze, 
und ist der Erfinder in diesen ganz in die Hände der Verwaltung 
gegeben, welche nach jeweiligem Gutdünken eine Vorprüfung vor- 
nehmen oder unterlassen kann. 

Eine andere, sehr wesentliche Verschiedenheit zeigt sich in 
den Patentgesetzgebungen der Z.V.-Staaten hinsichtlich der Dauer 
der Patente. So erhält man in Preussen nach §. 4 des Publikandi 
ein Patent längstens auf 15 Jahre; §. 8 der Sachs. Verordn. v. 
20. Jan. 1853 bestimmt zunächst eine fünfjährige Dauer, gestattet 
aber auch eine fünfjährige Verlängerung. In Hannover ist in 
§. 276 der G.-O. von 1847 die zehnjährige Dauer als Maximum 
vorgeschrieben. Desgleichen in Württemberg nach Art. 146 der 
A.-G.-0. von 1836. Im Königreiche Baiern erlangt man Patente 
auf höchstens 15 Jahre. Noch mannigfaltiger mag sich die Sache 
in den Staaten gestalten, wo auch die Dauer der Patente der je- 
weiligen Verwaltungspraxis überlassen ist. 

Was die Ertheilung von Einführungspatenten anbelangt, so 
sind solche unseres Wissens in allen Z.-V.-Staaten zu erlangen; 
wie aber in denjenigen Staaten, welche keine Patentgesetzgebung 
haben, die Ertheilung von solchen Patenten an verschiedene Be- 
dingungen geknüpft wird, so auch in denen, wo, wie in Preus- 
sen, Baiern, Sachsen, Hannover und Württemberg, Patentgesetze 
existiren. 

Am weitsten gehen die Patentgesetze der Z.V.-Staaten aus- 
einander in Betreff der Patentkosten. In Preussen werden nur die 
tarifmässigen Stempelkosten und Sportein berechnet; in Baiern 
wird die Privilegientaxe für jedes der ersten 5 Jahre der ganzen 
Dauer der Ausschliessungszeit auf 5 fl. und für jedes der nach- 
folgenden 5 Jahre bis zum 10. auf 10 fl. festgesetzt. Vom 10. 
Jahre an steigt die Taxe in einer Progression von 95 — 275 fl. 
In Sachsen sind 7 Rthlr. 15 Ngr. Sportein für jedes Patent; 
ausserdem noch für ein fünfjähriges Patent 22'/j Rthlr. und im 
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Falle der Verlängerung auf 5 Jaiire 50 Rthlr. zu entrichten. — 
In Württemberg ist eine jährliche Steuer von 5—20 fl. zu er- 
legen und in Hannover, sowie in denjenigen Vereinsstaaten, welche 
keine Patentgesetze haben, ist über die Höhe der Patentkosten 
nichts bestimmt, sondern nur festgesetzt, oder durch die Praxis 
angenommen, dass die ganzen Kosten der Patenterteilung dem 
Patentirten zur Last fallen. 

Ebenso sind die vorgeschriebenen Patent- Ausrührungsfristen 
in den verschiedenen Staaten des Zoll- Vereins sehr verschieden; 
sie variiren von '/» — 2 Jahren. 

Diess, um zu belegen, mit welchen Schwierigkeiten der Er- 
finder zu kämpfen hat, welcher in allen Vereinsstaaten pa- 
tentirt sein will. 

Wer aber ein Patent für das ganze Gebiet des D. Bundes 
erlangen will — für den kommen noch die von fast allen übrigen 
deutschen patentgesetzlichen Bestimmung abweichenden Normen 
der östreichischen Patentgesetzgebung hinzu, um sein Vorhaben 
zu erschweren, und den Werth seines Patentes abzuschwächen. 

Betrachten wir das Oestreichische Palentgesetz vom 15. Aug. 
1 852, so ergibt sich zuvörderst, dass eine materielle Vorprüfung 
in demselben ausgeschlossen, dass, anlangend die Dauer der Pa- 
tente, zwar eine 15jährige Dauer als Maximum angenommen, eine 
Verleihung auf längere Zeit aber der höchsten Gnade vorbehal- 
ten ist. 

Die Kosten werden in Annuitäten entrichtet und betragen 
für eine 15jähriges Patent zusammen 700 fl. 

Während die Uebereinkunfl vom 21. Sept. 1842 die Erthei- 
lung von Patenten auf den ausschliesslichen Ge- und Verbrauch 
des fraglichen Gegenstandes, sofern derselbe nicht eine Maschine 
oder ein Werkzeug für die Fabrikation und den Gewerbebetrieb 
ist, ausschliesst, werden nach §. 1 vgl. mit §.21 des östreichi- 
schen Patentgesetzes vom 15. August 1852 ausschliessende Pri- 
vilegien lediglich auf den abschliessenden Gebrauch neuer Er- 
zeugnisse, neuer Erzeugungsmittel und neuer Erzeugungsmetho- 
den verliehen. ■ — 

Wenn man bedenkt, dass in allen deutschen Bundesstaaten 
Patente ertheill werden, dass also in allen die Nützlichkeit und 
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Nolhwendigkeit der Patente Seitens der Regierungen nicht ange- 
zweifelt wird, vielmehr überall die letzteren für ein notwendi- 
ges und zweckmässiges Förderungsmittel der Industrie angesehen 
werden, dass dagegen gemeinsame Grundsätze über die Ertheilung 
von IMndungspatenten in keiner Weise in Geltung sind, und die 
Patentgesetze und Observanzen in den deutschen Bundesstaaten 
in den wesentlichsten Punkten von einander abweichen ; während 
das Interesse und der Nutzen der Patentirung einer Erfindung 
für den Erfinder wächst mit dem Umfange, für welchen das Pri- 
vilegium ertheilt wird, so wird man zugeben müssen, dass das 
Patentwesen in den deutschen Bundesstaaten an erheblichen Män- 
geln leidet. 

Zu den aus der Verschiedenheit der gellenden Grundsätze 
und der hiermit in Verbindung stehenden Schwierigkeit, ein Pa- 
tent für einen grösseren Umfang zu erlangen, entstehenden, und 
namentlich die Industriellen belastenden, Mängeln gesellt sich ein 
anderer, welcher vorzugsweise auf die Patentverwaltung und die 
Geschäfte der mit derselben betrauten Behörden rückwirkt. 

Sucht ein Erfinder für seine Erfindung ein Patent für das 
ganze deutsche Bundesgebiet zu erlangen, so werden durch diese 
Gesuche die sämmtlichen Patentbehörden der deutschen Bundes- 
staaten in Bewegung gesetzt. Ueberall, wo die materielle Vor- 
prüfung erforderlich ist, muss diese, oft mit grossen Weitläufig- 
keiten und Mühen verbundene Arbeil, welche überall doch eine 
und dieselbe Aufgabe hat, überall auch von denselben Gesichts- 
punkten ausgehen muss, wiederholt werden. Grössere Staaten müs- 
sen zu diesem Zwecke besondere Patentkommissionen haben; in 
kleineren hilft man sich durch technische Gutachten, welche ein- 
zuziehen beim Mangel polytechnisch gebildeter und mit der Litera- 
tur der industriellen Erfindungen vollständig vertrauter Persönlich- 
keiten oft grosse Schwierigkeilen hat. Wo das Anmeldeverfahren 
besteht, muss wenigstens die formelle Vorprüfung überall ange- 
stellt, also in ganz gleicher Weise oftmals wiederholt werden. 
Ueberall verlangt die Annahme der Gesuche, die Ergänzung der- 
selben, die Einziehung der Sportein und Taxen, die Aufsicht über 
die Benutzung und den Ablauf der Patente, die Erledigung der 
Patentwidersprüche u. s. w. eine Menge von Arbeiten und Kosten, 
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deren Aufwendung in keinem Verhältnisse zu den erzielten Re- 
sultaten steht. 

Diese Mühen, Arbeiten und Kosten haben, vielfach sich wie- 
derholend, schliesslich und zusammengenommen ein und denselben 
Zweck: nämlich den Schutz der fraglichen Erfindung in dem 
ganzen deutschen Bundesgebiete; und man fragt mit Recht, welche 
Hindernisse und Schwierigkeiten einer Verminderung dieser Auf- 
wände, welche doch mit einer Erzielung besserer Resultate sehr 
wohl in Verbindung gebracht werden kann, entgegenstehen? 

Man kann uns entgegnen, dass die vorerwähnten Mängel 
des deutschen Patentwesens, da sie lediglich in der Verschieden- 
heit der Patentgesetzgebungen und Observanzen ihren Grund 
haben, nicht mehr und nicht weniger zu Beschwerden Veranlas- 
sung geben, als die in der bloss völkerrechtlichen Natur des 
deutschen Bundes begründete Mannigfaltigkeit der deutschen ge- 
werlispolizeilichen Institute und Gesetze überhaupt. 

Diess kann indess nicht zugegeben werden, da, wenn ein- 
mal überhaupt in den deutschen Bundesländern Erfindungspatente- 
verliehen werden, kaum bei einer anderen gewerbspolizeilichen 
Maassregel die übereinstimmende Handhabung übereinstimmender 
Grundsätze in den Bundesstaaten durch die Natur der Sache so 
dringend geboten erscheint, als bei der Ertheilung von Erfin- 
dungspatenten. 

Andeutungen über die leitenden Grundsätze einer 
Reform des deutschen Patentwesens. 

§. 12. 

In der Verschiedenheit der deutschen Patentgesetzgebungen — 
so sehen wir — liegt eine Belästigung des Publikums und der 
Patentbehörden, welche kaum gerechtfertigt erscheint. 

Durch das Mittel und durch die Organe des Zollvereines 
kann diesem Uebel, selbst für das Gebiet dieser Vereinigung, 
keine Abhülfe verschafft werden. Der Zollverein hat Alles, was 
seine Aufgabe und seine Organisation gestattet, gethan durch den 
Abschluss der Uebereinkunft von 1842. 

Eine solche Uebereinkunft aber kann heutzutage nicht mehr 
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genügen, wn das allgemeine Verkehrsbedürfniss weiter geht, als 
bis zur Beseitigung der Zollgrenzen zwischen den Vereinsstaaten 
und bis zur gemeinsamen Behandlung der Zoll-Angelegenheilen, 
wo die vollständige Entfesselung des Verkehres und die Gleich- 
stellung der deutschen Bundesstaaten im Handel und Wandel durch 
eine einheitliche Handelsgesetzgebung, durch Herstellung der 
Gleichheit und Einheit im Betreu" des Münzfusses, der Maasse 
und Gewichte anzubahnen versucht, und überhaupt auf dem volks- 
wirthschaftlichen Gebiete jene Einheit mehr und mehr und mit 
immer glücklicheren Erfolgen angestrebt wird, deren Erreichung 
auf dem politischen noch unüberwindliche Schwierigkeiten ent- 
gegenstehen; sie kann nicht mehr genügen, gerade weil unsere 
industrielle Bichtung in der neuen Zeit das deutsche Bundesge- 
biet mehr und mehr als ein einheitliches Gebiet erscheinen lässt, 
wo der Verkehr die Landesgrenzen nicht mehr berücksichtigen, 
und der industrielle in seinen Geschäften und Geschäftsverbindun- 
gen nicht mehr als der Unterthan seines Geburtslandes, sondern 
als einer grossen volkswirtschaftlichen Gemeinschaft angehörig 
sich fühlen mag. 

Es bedarf, wenn und solange einmal überhaupt Erfindungs- 
patenle verliehen werden — und wir haben gezeigt, dass und 
warum zu einer Abschaffung aller Patente der geeignete Zeilpunkt 
noch nicht gekommen, und dass diese Abschaffung eine nur auf 
dem Wege der allmäligen Beform lösbare Aufgabe des internatio- 
nalen Verkehres ist — es bedarf einer weilergehenden, und nament- 
lich auch Bestimmungen über die Palentverwaltung enthaltenden 
Uebereinkunft zwischen sämmllichen deutschen Bundesstaaten. 

Ueber die leitenden Grundsätze einer solchen Reform mögen 
folgende kurze Andeutungen genügen : 

I. Die Ertheilung von Erfindungspalenten darf nicht von der 
administrativen Willkühr abhängig gemacht, sondern muss in allen 
deutschen Bundesstaaten durch eigene Patentgeselze geregelt sein. 

II. Diese Gesetze müssen übereinstimmen im Betreff 

1) der persönlichen Bedingungungen für die Erlangung von 
Palenten, (z. B. oh der zu Patentirende Bürger des das 
Patent verleihenden Staates sein muss, oder nur Unterthan 
eines deutschen Bundesstaates zu sein braucht ? u. s. w. ) 
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2) der Beschaffenheit der zu patentirenden Gegenstände, (z. B. 
ob neben Patenten auf neue Fabrikationsmittel und Fabri- 
kationsmellioden auch solche auf neue Fabrikate ertheilt 
werden sollen?) 

3) des Umfanges und Inhaltes der Patenlbefugnisse, (z. B. ob, 
und in welchem Falle das Patent auch das Recht des aus- 
schliesslichen Verkaufs garanliren soll?) 

4) der Dauer der Patente, 

5) der Dauer der Patent- Ausführungsfristen, 

6) der Patenlkosten, 

7) der Veröffentlichung der Patentertheilung und der Patent- 
beschreibungen. 

III. Die Mängel der beiden im Betreff der Prüfung der Neu- 
heit und Eigentümlichkeit bestehenden Systeme müssen abge- 
schwächt und ausgeglichen werden durch eine Verbindung beider 
Systeme, so dass eine materielle Vorprüfung, insoweit diess über- 
haupt möglich ist, eine Garantie gegen die Erthcilung von Palen- 
ten für offenbar nicht neue Erfindungen und Verbesserungen und 
gegen die Berücksichtigung schwindelhafter Gesuche bietet, im 
Zweifel aber das Patent ertheilt, und in der Patenturkunde jedes- 
mal die Voraussetzung der Neuheit und Eigentümlichkeit aus- 
drücklich ausgesprochen, auch das Widerspruchsrecht Dritter aus- 
drücklich vorbehalten wird. 

IV. Die Vorprüfungsarbeiten müssen einer für die särnml- 
lichen deutschen Bundesstaaten gemeinschaftlichen technischen 
Prüfungskommission übertragen werden, an welche jedes Patent- 
gesuch nach Erledigung der formellen Vorprüfung nebst Patent- 
beschreibung und sonstigem Materiale abgegeben, und welche in 
den Besitz der zur Prüfung nöthigen technischen Hülfsmitlel, so- 
wie der vorhandenen Patentrepertorien gesetzt wird. 

V. Das von einer Bundesregierung bei der Prüfungskom- 
mission ausgebrachte Gutachten über ein Patentgesuch ist für die 
übrigen Bundesregierungen maassgebend, wenn das nämliche Ge- 
such von dem nämlichen Erfinder bei denselben angebracht wird, 
wesshalb die fraglichen Gutachten auf offiziellem Wege entweder 
zu publiziren, oder zu communiciren sind. — 

Würde man sich über die Punkte I, III, IV und V und über 
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die Notwendigkeit einer Uebereinstimmung im Betreff der Punkte 
II, 1 — 7 einigen können, so würde es unschwer sein, auch im 
Betreff eines jeden der letzteren Punkte die dem allgemeinen 
Bedürfnisse entsprechenden Bestimmungen zu finden. 

Dabei muss berücksichtigt werden, dass die Uebereinstimmung 
in diesen Punkten an sich schon das wesentlichste allgemeine 
Bedürfniss ist. 

Von unserem Standpunkte aus wenigstens erscheint es ziem- 
lich gleichgültig, ob die Patenterlheilung materiell, d. h. im Be- 
zug auf die geforderten materiellen Eigenschaften der zu paten- 
tirenden Erfindung erschwert, oder erleichtert, ob die Patenttaxen 
hoch oder niedrig gestellt, ob eine langi; oder kurze Dauer der 
Patente beliebt wird. 

Die Uebereinstimmung und gleichmässige Handhabung der 
Patentgesetze der verschiedenen deutschen Bundesstaaten scheint 
uns das wesentlichste Requisit zu sein, wozu dann in zweiter 
Linie die Forderung hinzukommt, dass durch diese Gesetze und 
deren Handhabung dem Publikum der Nutzen einer neuen Erfin- 
dung nicht zu lange entzogen, und der Verkehr durch die Pri- 
vilegien der Patentirten nicht in zu hohem Maasse eingeengt werde, 
und wozu endlich als dritte Hauptforderung sich die gesellt, dass 
den Behörden durch die Handhabung der Patentgesetze nicht eine 
unverhällnissmässige Last erwachse. 

Nur wenn diesen drei Forderungen für das ganze Gebiet des 
deutschen Bundes gleichmässig genügt wird, werden die Mängel 
des Patentwesens weniger fühlbar werden, und wohl mag es dann 
hie und da gelingen, einem oder dem anderen Erfinder durch 
das Patent Vortheile zu gewähren, die man ihm gönnen muss, 
und unter denen nicht die ganze übrige Industrie zu leiden hat. 



Zeitichr. für Sliitsw. 1653. U. Hefl. 



